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Inland. 


Berlin den 6. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Ober⸗Landesgerichts-Rath Scherres in Marienwerder und dem Kreis⸗ 
Wundarzt Schwill in Willenberg, Kreis Ortelsburg, den Rothen Adler-Or⸗ 
den vierter Klaſſe; fo wie dem Tiſchlermeiſter Mocha in Breslau die Rettungs⸗ 
Medaille mit dem Bande zu verleihen; und den Ober⸗Landesgerichts-Aſſeſſor 
Jenner zu Memel zum Land- und Stadtgerichts-Rath zu ernennen. 


Ihre Königl. Hoheit die verwittwete Frau Großherzogin von Meck— 
lenburg⸗Schwerin und Höͤchſtderen Tochter, die Herzogin Louife Ho— 
heit, ſind von Schwerin in Potsdam eingetroffen und auf Schloß Sansſouci 
abgetreten. 


Se. Excellenz der General-Lientenant und Kommandeur des Kabetten- Corps, 
von Below J., iſt von Bensberg, Se. Excellenz der außerordentliche Geſandte 
und bevollmächtigte Miniſter am Königlich Württembergiſchen Hofe, General⸗ 
Lieutenant von Thun, von Stuttgart und der General-Major und Inſpek⸗ 
teur der 2. Artillerie⸗Inſpektion, von Jenichen, von Erfurt hier angekommen. 


(Die Preußiſchen Reichsſtände und die Auswanderungsfrage.) 
Die Auswanderungs-Frage zeigt vor anderem, wie viel Deutſchland 
noch in politiſchen Dingen nachzuholen hat. Wir weiſen wiederholt auf die 
Rolle hin, welche der Deutſche im Auslande ſpielt. Wir erinnern an die 
Vorgänge in London und in Dünkirchen im vorigen Jahre, wo nahe 
an 900 ausgewanderte betrogene Deutſche, von allen Repräſentanten abgewieſen, 
der Großmuth der Franzöſiſchen Regierung, ohne die ſie verhungert und verkom⸗ 
men wären, überliefert wurden, um ſie nach Algier zu transportiren. Wären 
Engländern oder Franzoſen ſolche Verletzungen alles Rechtes widerfahren, wie wir 
ſie bei den Deutſchen Auswanderern in allen Hafenplätzen täglich in den Zeitun⸗ 
gen vernehmen, Tribünen und Preſſen würden von einem Schrei der Ent⸗ 
rüſtung wiederhallen. Könnten die Wellen des Oceans reden, ſie würden einer 
Vergeſſenheit uns anklagen, an welche der Abgeordnete der Stadt Trier in den 
Preußiſchen Reichsſtänden zur rechten Zeit die Deutſche Nation wieder erinnert 
hat, nachdem in den zweiten Kammern von Naſſau und Baden die früheren Anre— 
gungen der Sächſiſchen und Würtembergiſchen Stände in Beziehung auf die Aus⸗ 
wanderung im Geräuſche der Parteidemonſtrationen und vorherrſchenden oppoſi⸗ 
tionellen Richtungen zu wenig berückſichtigt worden waren. Es gereicht dem Preu— 
ßiſchen Landtag zur hoͤchſten Ehre, daß wahrhaft redlicher Wille und Einſicht von 
den praktiſchen Bedürfniſſen der Nation inmitten der erſten parlamentariſchen Käm— 
pfe den Raum gefunden für ſolche vernachläſigte oder in den Hintergrund geſcho⸗ 
bene Fragen, die das Leben und Leiden des Volkes ſo innig berühren. Auch die 
Herrenkammer hat nicht nur bei der Abſtimmung über die Veröffentlichung ihrer 
Verhandlungen, ſondern bei ſolchen Botſchaften der Regierung, welche, wie Fürſt 
ichnowgty bemerkte: „in die Beutel ihrer eigenen Mitglieder hin 
eingriffen“, eine Uneigennützigkeit der Geſinnung, einen patriotiſchen, ſtaats⸗ 
klugen Sinn gezeigt, der die Anerkennung der Nation verdient. „Wir alle gehö⸗ 
ren zu den größeren Grundeigenthümern des Landes,“ bemerkte der Fürſt Lyn ar: 
„aber die erſte Curie wird niemals zurückſtehen, wo es gilt, ſich aufzuopfern zum 
Wohl des Ganzen. Denn ich glaube wir haben den Beruf, den hohen und ſchö⸗ 
nen Beruf, uns als die natürliche Beſchüter derjenigen Klaſſen 
hinzuſtellen, welche hier auf dem Landtage nicht vertreten ſind.“ 
— „Wir vertreten nicht allein uns, ſondern auch jene Intereſſen und die 
armen Leute, welche auf unſern Gütern wohnen und darben,“ bes 
merkte Fürſt Lichnowskp: „und es iſt ganz in der Ordnung, daß wir, die Vertre⸗ 
ter des Preußiſchen Volkes, auch in der ſchweren Zeit für unſere Mandanten ein- 
ſtehen, Hab und Gut hinzugeben, Opfer zu bringen haben.“ Wo 


ſind ſolche Zugeſtändniſſe, ſolche parlamentariſche Troſtgründe für das Volk an⸗ 
derswo auf den Oppoſitionsbänken laut geworden? Es wäre die Aufgabe der 
Preſſe, ſolche Fragen wie die Auswanderung, welche nicht das Parteiintereſſe bes 
rühren und deßhalb von den Parteien ſo leicht bei Seite geſchoben werden — in 


ihrer nationalen Bedeutung als Vorwurf der Kammerdebatten hinzu⸗ 


ftellen, die Aufmerkſamkeit der Staatsmänner darauf hinzulenken. Viel geſunde 
Logit iſt in dem, was über Deutſche Auswanderung für und wider geſchrieben 
wurde — wenige Ausnahmen abgerechnet — nicht zum Vorſchein gekommen. 
Die Journale enthielten zwar über Neu-Sceland, Nordamerika, Texas u. ſ. w. 
eine Menge Berichte, die aber keineswegs dazu beitrugen, den Auswanderer über 
die dortigen phyſiſchen und ſonſtigen Zuſtände aufzuklären; ſondern es war nur 
zu erſichtlich, daß ſie aus dem Standpunkte dieſes oder jenes Privatintereſſes in 
der Abſicht geſchrieben wurden, um den argloſen Leſer zu verlocken und zu verwir⸗ 
ren, der oft nicht ahnt, zu welchem Zwecke und zu weſſen Nutzen man die Colo⸗ 
niſation auf dem einen Punkte auf das bitterſte anfeindet, während man ſie auf 
dem andern mit den glänzendſten Farben erhebt. — Bald wollte Prinz Joinville 
ſeine Ländereien in Braſilien, bald eine Engliſche Geſellſchaft in Weſtindien, da 
nach Aufhebung der Sklaverei die Arbeiter mangelten, mit dem Schweiße Deut⸗ 
ſcher Einwanderer befruchten. Wie manche Schiffsladung unſerer unglücklichen 
Landsleute hat ſchon das Capland und Algier verſchlungen, für welches das Fran⸗ 
zoͤſiſche Gouvernement, das feine bisherigen Koloniſationsverſuche fehlſchlagen ſah, 
in Deutſchland ſich zu rectutiren ſucht Wo man Engländer nicht hinſchicken 
wollte oder durfte, um Negerarbeit zu verrichten, da war der Deutſche gut 
genug dazu und leider geben ſich ſelbſt Deutſche dazu her, ihre Lands⸗ 
leute zu verführen, und wenn es nicht anders geht, ſie wenigſtens als Fracht⸗ 
gut über England zu ſpediren. Für Brittiſch Guyana waren eine Menge 
Agenten thätig. Das traurige Schickſal der nach Trinidad eingeführten Deut⸗ 
ſchen iſt hinlänglich bekannt; gleiche Leiden hatten die nach Jamaika Transpor⸗ 
tirten zu erdulden, da ſie den Brittiſchen Plautagenbeſitzern die ſchwarzen Sklaven 
erſetzen mußten und in Folge des tödtlichen Klima's und der anſtrengenden Arbei⸗ 
ten faſt ſämmtlich untergegangen find. Neuholland, Vandiemensland, Neuſee⸗ 
land, Chataminſeln find durch die lockenden Schilderungen von Schiffsrhedern und 
Agenten, denen nur an der Paſſagierzahl ihrer Schiffe gelegen war, zu verſchiebe⸗ 
nen Zeiten für Deutſche Auswanderung in Vorſchlag gekommen und namentlich 
fanden in Beziehung auf letztere Deutſche Spekulanten, wie Brom me ſich aus⸗ 
drückt, „ein treffliches Vehikel, ihre Vampprnatur unter der Maske der auf⸗ 
opfernden Menſchlichkeit zu verbergen.“ (Schluß folgt.) 


Berlin den 8. Juni. Es wird viel von einem Selbstmorde geſprochen, 
den ein angefehener Beamter begangen haben ſoll. f 

Von den achtzig Mitgliedern der Herren-Kurie hatten vor einigen Tagen ſo 
viele die Stadt verlaſſen, daß nur noch 41 anweſend waren. Da indeſſen über 
die Zahl der Anweſenden nichts beitimmt ift, fo können dieſe 41, ja noch weniger, 
rechtsgültige Beſchlüſſe faſſen, und inſofern zu manchen Beſchlüſſen zwei Drittheile 
der Stimmen erforderlich ſind, alſo jetzt 28 von den anweſenden 41 Herren, ſo 
können 13 Mitglieder des Herrenſtandes einen rechtsgültigen Veſchluß der zweiten 
Kurie zu nichte machen. Um fe wichtiger erſcheint die von St. Majeſtät dem 
Könige vorbehaltene Vermehrung der Herren-Kurie. — In Stettin iſt aus 
Amerika viel Getreide eingetroffen, welches theilweiſe hierher beſtimmt iſt. 

Seit der diesjährigen Wiederöffnung der Dampfſchifffahrt zwiſchen Kronſtabt 
und Swinemünde kommen vornehme Ruſſen mit ihren Familien ſchaarenweiſe hier 
an, um ſich nach Konfultation hieſiger renommirter Aerzte in Deutſche Bader zu 
begeben. — Zu dem in dieſem Monat bevorſtehenden großartigen Schützenfeſt, 
welches zur Feier des vor hundert Jahren von Friedrich dem Großen wieder ge⸗ 


- ftatteten Errichtung der Schützengilde begangen werden wird, bemerkt man ſchon 


viele Anſtalten treffen. Ueber 2000 Schützen aus nah und fern wollen daran 
Theil nehmen. — Der hieſige evangeliſche Guſtav⸗Adolphs⸗Verein wird zu einer 
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General⸗Verſammlung den 16. d. M. zuſammenkommen. en Der Verein gegen 
Thierquälerei hat eine Pferdeſchlächterei errichtet und wird nächſtens unter thierärzt⸗ 
licher Kontrolle mit dem Verkauf von Pferdefleiſch beginnen. u 

Die Kölniſche Zeitung fagt: „Es befinden ſich unter den 231 Mit⸗ 
gliedern der Ritterſchaft zweiter Kurie 19 Kammerherren, 56 Landräthe, 42 
betitelte Gutsbeſitzer (Landſchaftsräthe, Generallandſchaftsraͤthe, Direktoren, Lan⸗ 
desräthe ꝛc.), nebſt 18 Offizieren außer Dienſt und 26 Beamten des Staats 
(Oberpräſidenten, Geheimräthe c.). Die Landräthe bilden in der Ritterſchaft 
eine eben ſo zahlreiche Klaſſe von Abgeordneten wie im Stande der Städte die 
Bürgermeiſter, deren es unter den 182 Abgeordneten 48 giebt. Es iſt dabei 
auffallend, wie die weſtlichen Provinzen von den öſtlichen abweichen. Denn wäh⸗ 
rend z. B. Preußen 10 Bürgermeiſter, Brandenburg I, Sachſen I, Schleſien 
7 Bürgermeifter gewählt haben, ſchickt Weſtphalen nur Einen und die Rheinpro⸗ 
vinz desgleichen nur Einen. Ganz entgegengeſetzt verhält es ſich mit den Mit⸗ 
gliedern des Handelsſtandes. Hier ſteht die Rheinprovinz oben an. Von den 
25 Abgeordneten ihrer Städte find 20 Kaufleute, Fabrikanten, Präfidenten von 
Handelstribunalen ze. Unter den 28 Preußen befinden ſich 12 Kaufleute; Bran⸗ 
denburg hat unter 23 Abgeordneten nur 65 Pommern trotz feiner Seeküſte und 
ſeines Handels nur 5 Abgeordnete vom Handelsſtande. Eine einzige Provinz, 
nämlich Poſen, hat gar keinen Landrath gewählt, Schleſien hat deren dagegen 
10, Brandenburg 7 und fo alle übrigen. Mit Staatsbeamten ſteht aber Bran— 
denburg allen andern voran, es hat nicht weniger als 11 (Oberpräfidenten, Prä- 
ſidenten, Geheimräthe sc.) in die Verſammlung geſchickt. In der Provinz Preu⸗ 
ßen allein iſt gar kein Staatsbeamter gewählt worden“ 

Ausland. 
5 Biete are a ae 

Leipzig den 4. Juni. Wenn wirklich, wie es nach neuern Nachrichten den 
Anſchein gewinnt, in Anſehung der Griechiſch-Türkiſchen Differenz die 
Sache auf den Punkt gekommen fein ſollte, daß Kolettis ſich entſchließen müßte, 
der Pforte die verlangte Genugthuung zu gewähren, fo wäre dies zwar eine Urt 
Triumph für die Letztere und eine Demüthigung für Erſtern und für Griechenland, 
aber weder könnte dieſer Triumph der Pforte, noch koͤnnte dieſe Demüthigung den 
Großmächten, die ſich zu Beſchützern Griechenlands aufgeworſen haben, zu be 
ſonderer Ehre gereichen. Vielmehr lehrt dieſe Demüthigung Griechenlands, die 
nur in der feindlichen Politik Englands und Rußlands gegen Griechenland ihren 
Grund hat, allen Denen, die hierin noch nicht klar ſehen, auf das unzeideutigſte, 


wie ſchlecht man es von Seiten dieſer Mächte mit den wahren Jutereſſen Griechen⸗ 


lands meint und gemeint hat, und wie wenig man geneigt iſt, ihm eine freie 
und kräftige Regung feiner Intereſſen zu geſtatten; dieſe Demüthigung, zu der 
Rußland und England die Griechiſche Regierung nöthigen, trotzdem daß die Letz⸗ 
tere in den das Weſen jener ganzen Differenz ausmachenden Beſchwerden gegen 
Muſſurus Recht hat, und womit alſo Rußland und England der Griechiſchen 
Regierung in Betreff dieſer Beſchwerden Unrecht geben — dieſe Demüthigung 
enthält das ganze Geheimniß, was für Viele noch auf jener Politik gegen Grie— 
chenland ruhete, und drückt ihr das Siegel der Selbſtdemüthigung vor dem Geiſte 
der Humanität auf, der vor allen Dingen eine andere Politik gegen Griechenlaud 
forderte; dieſe Demüthigung gereicht, wenn auch der Griechiſchen Regierung na⸗ 
mentlich der Pforte und dem Fanatismus der Türken gegenüber, zu nicht gerin⸗ 
gem und moraliſchen Nachtheile, doch ihren Feinden ſelbſt nicht zur Ehre, ſon— 
dern nur zur Schande. Das gilt vornehmlich von England, das von ſich größer 
hätte denken ſollen, als es ſich in ſeiner Politik gegen Griechenland gezeigt hat, 
indem es ſich dabei von einer kleinlichen Eiferſucht hat leiten laſſen und auch hier 
mit macchiavelliſtiſcher Klugheit nur feine eigenen Intereſſen, wie immer, geför⸗ 
dert hat. Aber die Zukunft wird die Rolle der Nemeſis für Griechenland nicht 
erfolglos übernehmen; auch hier vielleicht, auch bei dieſer Demüthigung, die 
ſeine eigenen angeblichen Freunde und Beſchützer ihm nicht erſparen, ſondern ihm 
abſichtlich zuziehen, erwächſt vielleicht für Griechenland eine Frucht reichen Se 
gens, wenn auch zunächſt nur inſofern, als es endlich einſehen lernt, auf wen 
allein es ſich bei Beförderung ſeiner wahren Intereſſen zu verlaſſen habe; denn 
auch hier, wie ſchon ſo oft im Laufe ſeiner mit Ruhm und Herrlichkeit ebenſo 
wie mit Jammer und Elend beladenen Geſchichte, kann es ſeinen Peinigern und 
Drängern zurnfen: „Frißt du mich bis zur Wurzel, doch trag' ich Trauben ge— 
nug noch, Wein zu ſpenden, o Bock!“ und auch hier mag man ſich damit trö- 
ſten, was dort der Dichter ſingt: „Victrix causa deis placuit, sed victa Catoni !* 
Die Zahl der Buündniſſe und Brüderſchaſten ꝛc., die der diesjährigen Frohn⸗ 
leichnamsprozeſſton in München beiwohnen, iſt dieſes Jahr um zwei vermehrt; 
es ſind: „der Liebesbund der Königl. Kanzleiboten und herrſchaftlichen Diener 
unter dem Schutze der heiligen Familie“ und „der Frauen-Roſenkranzverein vom 
koſtbaren Blute Jeſu.“ N 

g O e ſter rei ch. 

Wien den 3. Juni. Unſere heutigen Zeitungen enthalten ein Verbot der 
Erzeugung, des Verkaufs und Gebrauchs explodirender Stoffe bis auf weitere 
Verfuͤgung. 5 ; 

Nach Privatnachrichten aus Krakau ſind bei dem erwahnten Eiſenbahnunglück 
nicht 5, ſondern 7 Perfonen getöͤdtet worden, ein Schwerverwundeter ſoll noch 


fpäter geſtorben ſein. 


Die Beförderung der Indiſchen Poſt durch den Oeſterreichiſchen Aoßd hat 


u 


auch in der lezten Sendung wieder einen Vorſprung von 30 Stunden über die 


Franzöſiſche Beförderung erlangt. Br 
Im Banat iſt ein Aufruhrapoſtel, welcher das Volk zu Plünderungen auf⸗ 
reizte, verhaftet und zum Tode verurtheilt worden 5 ymegher Komitat 
iſt die Erndte auf den Feldern von 30 Ortſt 
rer n k rech. 
Paris den 4. Juni. Eine eben erſt publlzirte ni iche Verordnung vom 
29. April theilt den Dienſt des Königlichen Artillerie-Corps in zehn Rommando's 
für Frankreich und eines für Algerien. 8 . 


Ju letzter Woche find die Getreidepreiſe 1 15 gewichen 
günſtige Wetter unterftügt die Hoffnung auf ein ae, 
Inhaber ſchlagen williger los, als ſeit Monaten der Fall war. 
chen in England wird merklich auf die Franzöſiſchen Märkte ein. 

Nach einem Briefe aus Oran vom 21ſten Mai wußte man dort noch nichts 
von einem Aufſtande des Rif zu Gunſten Abd el Kader's, hielt dieſen vielmehr 
für ſo bedrängt, daß er einen Theil ſeiner Anhänger Erlaubniß geben mußte, wie⸗ 
der nach Algerien zurückzukehren, weil er fie nicht mehr zu ernähren im Stande 
war. Indeſſen wird doch zugleich erzählt, daß er in lebhaftem Verkehr mit den 
Bewohnern des Rif ſtände, deſſen Zweck man nicht kannte. 

General Cavaignae wurde am 19ten in Sebdu und am 20ſten in Tlemſen 
erwartet. Sein Feldzug hatte den glänzendſten Erfolg. Man ſpricht von einem 
einzigen Gefecht: der Feind hat ſich bei Aln-Sefra gezeigt; es war ein großer 
Trupp von Reitern und viel Fußvolk der Hamianes⸗Garabes und der Zegdu. 
Sie wurden zurückgeworfen und ließen eine beträchtliche Zahl an Todten auf dem 
Felde, jo wie Waffen und Kleider, welche die Flüchtigen von ſich warfen. Auf 
Seiten der Franzoſen war der Verluſt unbedeutend. Cavaignac's Kolonne ſcheint 
auf der weiten und mühſamen Expedition viel Strapatzen ausgehalten zu haben. 

Es heißt, Herzog Nemours werde eine Reiſe nach Algier unternehmen. 

Der Toulonnais will wiſſen, daß Prinz Joinville den Befehl des Mit⸗ 
telmeer-Geſchwaders jedenfalls nicht vor Ende Sommers niederlegen werde. 

Das Civilgericht von Chateauroux hat die Gemeinde von Buzanugais verur⸗ 
theilt, 164,000 Fr. als Schadloshaltung an diejenigen Perſonen zu bezahlen, 
deren Eigenthum während der Getreide-Unruhen im Januar gelitten hat. 

Am vorigen Freitag Abends kam das Staats-Dampfſchiff „Phare“ von Al⸗ 
gier im Hafen von Marſeille an. Es überbrachte blos Depeſchen für die Regie⸗ 
rung. Am folgenden Tage verbreitete ſich zu Marſeille das Gerücht, dieſe De- 
peſchen hätten Bezug auf ein vom Marſchall Bugeaud der Regierung eingereichtes 
Entlaſſungsgeſuch. Der Marſchall ſoll über die Aufnahme, welche der Geſetz⸗ 
Entwurf in Betreff der außerordentlichen und Ergänzungskredite für Algerien in 
der Kammer gefunden hat, fo wie über die Aeußerungen, welche darin über ſei⸗ 
nen Feldzug nach Kabylien gemacht worden find, ſeht mißvergnügt fein. Es 
hieß, daß ſchon an demſelben Tage aus Paris auf telegraphiſchem Wege die Ants 
wort eingegangen ſei. Thatſache iſt, daß das Dampfſchiff „Phare“ am folgen⸗ 
den Abend ſchon die Rückkehr nach Algier angetreten hat. 

Das Journal des Débats hatte gemeldet, daß Herr Renouard bereits 
mit dem Berichte über die Vorunterſuchung der Pairs-Kommiſſion in dem Pros 
zeſſe Cubieres-Parmentier beauftragt ſei. Dem iſt jedoch nicht fo. Herrn Re⸗ 
nouard iſt nur die vorläufige Zuſammenſtellung der Ergebniſſe der bisherigen Ver⸗ 
4 ge aufgetragen worden, uud die Vorunterſuchung iſt noch keinesweges 
beendet. | e 

Die Union monarchique will wiſſen, daß der Herzog Decazes nächſtens 
mit wichtigen und geheimen Aufträgen nach Madrid abgehen werde. 

Der Commerce unterſucht weitläufig, was die Deputirten-Kammer wäh⸗ 
rend der jetzigen Seſſion geleiſtet habe. Er ſchließt feinen Artikel mit den Wor⸗ 
ten: „Die Kammer hat nichts gethan; fie thut nichts und wird die Seffion ſchlie⸗ 
ßen, ohne etwas gethan zu haben.“ l 

Das Journal des Debats hat Nachrichten aus Konſtautinopel bis zum 
18ten, und aus Athen, bis zum 20ſten v. Mts. erhalten, die auf vollſtändige 
und ſchnelle Beilegung der Griechiſch⸗Türkiſchen Differenz ſchließen laſſen. 

Der erſte Bericht des Herren von Toequeville über die außerordentliche Kre⸗ 
dite für Algierien, der am 24ſten Mai auf dem Bureau der Deputirtenkammer 
niedergelegt iſt, ſoll noch dieſe Woche auf die Tagesordnung kommen. Da die 
Kammer die algeriſche Frage nach allen Seiten hin beleuchten will und heute die 
Lage der Dinge durch die neuen Erfolge der Franzoſen eine ganz andere geworden 
iſt, ſo hat die Kammer zum erſtenmal dieſe Kredit-Kommiſſion aus 18 ſtatt aus 
9 Mitgliedern zufammengefegt. Die Behauptung des eroberten Landes und die 
Adminiſtration der Europäiſchen Bevölkerung, die ſich in demſelben niedergelaffen, 
find Hauptpunkte der tiefeingehenden Prüfung gewefen. 

Spanien. 

Madrid den 28. Mai. Die Miniſter Mazarredo und Salamanca 
find krank; daher neue Gerüchte von Moviſteationen des Kabinets. 

Der Herzog von Glücksberg hat durch einen außerordentlichen Courrier Depe⸗ 
ſchen von Paris erhalten und hat ſich gleich darauf zum König nach dem Pardo 
verfügt. c : 755 

Aus Badajoz ſind Truppen nach Salamanka aufgebrochen; die Spaniſche 
Juterventionsarmee wird durch die Provinz Tras-os⸗Montes in Portugal einrük⸗ 
ken, um direct auf Oporto loszugehen. * 

Großbritannien und Irland. 
London, den 1. Juni. In der geſirigen Unterhaus⸗Sitzung wurden 


t. 


Das fortwährend 
und die Getreibe⸗ 
Das Preiswei⸗ 
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von Herrn Hume wiederum die Postugiefffgen Angelegenhelten zur Sprache ge⸗ 
bracht, doch von Seiten der Miniſter noch keine beſtimmten Erklärungen darüber 
abgegeben. Herr Hume zeigte demnach an, daß er am Aten d. Mts. beſtimmt 
die Sache vor das Haus bringen und eine Debatte darüber veranlaſſen werde, 
mögen nun die verſprochenen Dokumente vorgelegt ſein oder nicht. Lord John 
Ruſſel ſowohl wie Lord Palmerſton erklärten ſich bereit, auf die Sache ein⸗ 
zugehen, jedoch nur, wenn das Haus Kenntniß genommen habe von gewiſſen, ber 
ſonders wichtigen Dokumenten. . 

Die indiſche Poſt bringt die förmliche Anzeige von Lord Hardinge's Abſicht, 
die Regierung dieſes ausgedehnten Reiches, das er durch ſeine Tapferkeit noch 
mehr vergrößert und durch ſeine Klugheit beruhigt hat, niederzulegen. Nach dem, 
was er im Laufe von drei Jahren vollbracht hat, kann man vielleicht auch nicht 
erwarten, daß er noch weiter unter einem Kabinet fortdienen ſoll, welches nicht 
aus ſeinen perſönlichen oder politiſchen Freunden beſteht, aber ſeine kurze und 
erfolgreiche Verwaltung wird mit unauslöſchlichem Glanze in den Geſchichtsbüchern 
des Britischen Indien daſtehen. | 185 

London, den 2. Juni. Die Intervention in Portugal findet in einem 910» 
ßen Theile der Preſſe ſcharfen Tadel. Der „Erpreß“ widmet der Frage heute ei- 
nen längeren leitenden Artikel, deſſen Inhalt im Kurzen der iſt: Alle Betheiligten 
haben Unrecht, zumeiſt die Königin Donna Maria, durch ihre ſich und ihrem 
Lande gleich verderbliche, unerträgliche Regierung; ſodann die Junta, indem ſie 
mit den Migueliſten ſich verbunden und ihre Bedingungen jetzt zu hoch ſchraubt, 
und endlich die Engliſche Regierung, indem fie erſt Spaniſche Intervention zuge⸗ 
geben, dann das dynaſtiſche (Koburg'ſche) Intereſſe hat in's Spiel kommen laſſen 
und endlich, indem ſie ſelbſt interveniren will. Letzteres nennt der „Expreß“ ge: 
radezu ſchmachvoll. Auch der Sun (im City⸗Artikel) bezweifelt das Recht 
Englands zu interveniren, da ſich kein äußerer Feind gezeigt, und meint, bie 
Junta werde „allen Betheiligten noch gar heiß machen“, und ſelbſt ein mit den 
Bajonetten fremder Mächte erfochtener Erfolg werde der Sache der Königin keinen 
innern Halt verleihen. 

Falten, 

Rom, den 22. Mai. (A. 3.) Durch das (kürzlich erwähnte) Rundſchrei⸗ 
ben des Kardinal⸗Staatsſekretalrs Gizzi vom 1 2ten v. iſt dem grenzenloſen Wu⸗ 
cher ein Ziel geſetzt. Dieſes ſchändliche Getriebe hatte ſchon lange hier den Un— 
willen jedes Rechtlichdenkenden erregt, und jo ward dieſe Verordnung als eine we⸗ 
ſentliche Verbeſſerung mit Freuden begrüßt. Wechſel, worin angeblich empfangene 
Waaren angegeben ſind, fallen von nun an den Civilgerichten anheim, ſtatt wie 
bisher dem Handelsgericht. Perſönliche Haft kann für ſolche Wechſel nicht mehr 
eintreten, und die Richter ſind angewieſen, bei dem geringſten Verdacht dem Fis⸗ 
kal 85 Säumniß Anzeige zu machen. 

Der Preußlſche Landtag beschäftigt die hieſtgen Blätter ſehr; hauptſächlich 
enthalten La Bilancia und il Contemporaneo für ganz Deutſchland eh⸗ 
renvolle Betrachtungen über die den Deutſchen ſich eröffnende Zukunft. 

Seit 14 Tagen herrſcht hier eine Hitze wie im Sommer; das Thermometer 
hat bereits mehreremal E 24 und 25“ R. erreicht. 

Rom, den 27. Mai. Heute früh gegen 3 Uhr hat Se. Heiligkeit die Reiſe 
nach Subiacio angetreten. Der Platz auf Monte Cavallo war, ungeachtet der 
frühen Tageszeit, ſchon mit Tauſenden beſetzt, die ihm ihre heißen Segenswünſche 
nachriefen. 

Se. Königliche Hoheit der Kronprinz von Baiern iſt vorgeſtern Abends nach 
10 Uhr in erwünſchtem Wohlſein hier angelangt und hat bereits geſtern Sr. Hei⸗ 
ligkeit einen Beſuch abgeſtattet. Die Zeit feiner Abreiſe ift noch nicht bekannt. 

Florenz, den 14. Mai. (D. A. 3.) Geſtern fanden hier eruſte Unordnun⸗ 
gen ſtatt, bei denen es zum Handgemenge zwiſchen den Truppen und dem Volke 
kam und mehrere Perſonen getödtet oder verwundet wurden. Die Urſache war 
ein Verbot des Gouverneurs, den Geburtstag des Papſtes öffentlich zu feiern. 

re 

Aus der Schweiz den 28. Mai. Die Verfaſſung des Kantons Genf 
iſt nun angenommen und alle Auſtrengung der Conſervativen hat nichts geholfen, 
indem von 8723 ftimmfähigen Bürgern 5538 für die Annahme ſtimmten und 
blos 3180 für Verwerfung. Dieſer Sieg wird merkwürdigerweiſe hauptſachlich 
den Kathollken zugeſchrieben. Denn die katholiſchen Gemeinden kamen mit Trom⸗ 
meln und Fahnen angezogen, ihren Pfarrer an der Spitze, und ſtimmten jubelnd 
für die radikale Conſtitution. Dieſer Sieg des Radikalismus im proteſtantiſchen 
Genf, der ſeit 80 Jahren der größte und Entſchiedenſte iſt, wird von wichtigen 
Folgen fein. Das alte proteſtantiſche Genf hat feine frühere Bedeutung verloren 

nun in eine neue Sphäre ein die ihm in der Folge mancherlei Stürme 
bereiten dürfte. Die radikale Partei iſt unermüdet, die aus dieſem Verfaſſungs⸗ 
ſieg hervorgehenden Vortheile zu benutzen. 
Nuß land und Pole n. 

St. Petersburg den 29. Mai. Se. Majeſtät der Kaiſer hat auf Gut⸗ 
achten des Miniſter⸗Komité's, genehmigt, daß in St. Petersburg eine Heilanſtalt, 
unter dem Schutze des Prinzen Peter von Oldenburg, für Beamte niederen Ran— 
ges und überhaupt fur die mittlere Klaſſe errichtet werde. Die Koſten zu dieſer 
Anſtalt, welche verſuchsweiſe auf 5 Jahre eingerichtet werden wird, ſind von der 
Kaſſe der Wohlthätigkeits⸗Anſtalten in St. Petersburg vorgeſchoſſen worden und 
werden, ſobald die Fonds 55 und nach einlaufen, zurückgezahlt werden. 

Anne * ü ri. 
Konſtantinopel den 16 Mai. Durch einen Erlaß des Sultans iſt der 


ehemalige Marine Miniſter, Rifaat Halil Paſcha, welchet zuletzt bie Stelle eines 
Gouverneurs von Trapezunt bekleidete, zum Miniſter ohne Portefeuille und zum 
Mitgliede des Staats- und Geheimen Raths ernannt worden. Dieſe Ernennung 
hat an die Stelle Chosrew Paſcha's ſtattgefunden, welcher ſeines hohen Alters 
und ſeiner Kränklichkeit wegen um ſeine Entlaſſung beim Sultan eingekommen war. 

Die hieſigen Blätter vom 16. d. berichten nichts Neues über die Türkiſch⸗ 
Griechiſche Angelegenheit. Die Sachen ſeien auf demſelben Punkte: man 
unterhandle und hoffe zu einer mit der Würde und dem Intereſſe beider Theile 
vereinbarlichen Löſung zu gelangen. Herr Kolettis habe nach Wien geſchrieben, 
um dem Oeſterreichiſchen Kabinet den Beſchluß des Griechiſchen anzuzeigen, daß 
dem Streit ein Ende gemacht und die Pforte befriedigt werde. Alles ſcheine an⸗ 
zuzeigen, daß man nur der Antwort des Fürſten v. Metternich harre, um Hrn. 
Muſſurus zur Reiſe nach Athen einzuladen. 


Griechenland. 
Athen, den 20. Mai. Siebenundvierzig Abgeordnete aus den Reihen der 


Oppoſttion, welche bei dem Erſcheinen der minifteriellen Proklamation noch in der 


Hauptſtadt waren, haben an ihre Wähler eine Adreſſe gerichtet, in welcher ſie 
die der Oppoſition gemachten Vorwürfe zu entkräften ſuchen und eine Reihe von 
Thatſachen rekapituliren, um darzuthun, daß die Anhänger des Herrn Kolettis 
den conſtitutionellen Prinzipien feindlich ſeien. 

Athen, den 22. Mai. Ihre Majeſtäten der König und die Königin ſind 
im beſten Wohlſein hier wieder eingetroffen. Auf ihrer Reiſe durch die verſchiede⸗ 
nen Gegenden des Landes wurden nur Bitten an ſie gerichtet um Verleihung von 
Land zum Anbau und um Errichtung von Kommunikationswegen, Anſtalten zur 
Aufmunterung des Gewerbfleißes, Kinderſchulen und Gotteshäuſern. 

Der Banquier Eynard hat bereits der Griechiſchen Bank die Anweiſung gege⸗ 
ben, die Zinſen der Griechiſchen Schuld auf ſeine Rechnung an England zu zahlen. 

Die Engliſchen und Franzöſiſchen Kriegsſchiffe haben den Piräeus wegen der 
ungeſunden Luft verlaſſen und ſich nach Nauplia begeben. Von der Griechiſch⸗ 
Türkiſchen Differenz wird nicht mehr geſprochen. Das Land bereitet ſich ganz 
friedlich auf die Wahlen vor. 

Die Griechiſche Marine, welche im Jahre 1845 im Ganzen aus 3314 Schif⸗ 
fen von verſchiedenem Tonnengehalt beſtand, hat im Jahre 1846 eine Vermehrung 
von 506 Fahrzeugen erhalten; die Summe, welche erſtere im letztperfloſſenen 
Jahre gewann, beläuft ſich auf etwa 50 Mill. Drachmen. Dieſer Gewinn bes 
wirkt, daß die Griechen fortwährend Schiffe bauen, womit ſie bereits auch den 
Ocean zu befahren anfangen. 


Vereinigte Staaten von Nord-Amerika. 

Die in der Nähe des Niagarafalles beabſichtigte Kettenbrücke wird nun 
bald in Ban genommen werden. Sie wird 700 Fuß lang werden und kommt 
200 Fuß hoch über den Strom zu liegen. Es wird dadurch eine direkte Verbin⸗ 
dung von Michigan durch die Greatweſtern-Eiſenbahn mit dem weſtlichen Canada 
hergeſtellt. Brauchte man von Detroit nach Buffalo bisher 40 Stunden, fo 
wird dieſe Entfernung künftig in 8 — 10 Stunden zurückzulegen ſein. Im Herbſt 
1848 ſoll die Brücke fertig werden. Die Koſten find auf 225,000 Doll. veran- 
ſchlagt, und bei einem Brückengelde von 123 Cents von der Perſon rechnete man 
auf eine Einnahme, welche das Aulagekapital mit 223 pCt, verzinſen würde. 

In New-Mork werden jetzt zwei eiſerne Dampfſchiffe von 232 
Tonnen für eine in Neugranada koneeſſionirte Kompagnie gebaut, welche auf 
dem Magdalenenſtrome zwiſchen Santa Marta und Honda, eine Strecke von 
bald 600 Miles, eine regelmäßige Verbindung vermitteln ſollen. Da zu Zeiten 
der Fluß an einzelnen Stellen nur 3 Fuß Waſſertiefe beſitzt, werden die Schiffe 
mit flachem Boden und für einen Tiefgang unter drei Fuß bei 60 Tonnen Ladung 
außer den Kohlen sc. eingerichtet. 8 . 


Bermifchte Nachrichten. 


Breslau. — Eine ſo reiche Erndte als am verfloſſenen Wollmarkte die 


hieſigen Taſchendiebe gehalten haben, iſt ihnen wohl ſelten zu Theil geworden. 


Es find noch nachträglich mehrere Taſchendiebſtähle von großem Betrage verübt 
worden. Ein zum Wollmarkt hier anweſender Fremder hatte ſich am 30. v. M. 
in den Scheitniger Park begeben. Hier fand eine Vorſtellung der Akrobaten-Ge⸗ 
ſellſchaft des Hrn. Stark ſtatt. Das ſchöne Wetter hatte Tauſende und aber 
Tauſende nach Scheitnig geführt, und Kopf an Kopf umſtand eine dicht gebsängte 
Maſſe den Cirkus, in welchem die Darſtellung ſtattfand. Beſonders an der Kaffe 
war ein ungeheures Gedränge. Der Fremde hatte ſich auch an die Kaſſe begeben 
und eine Brieftaſche mit 125 Thalern in der Seitentaſche feiner Beinkleider ſtecken 
laſſen. Er mußte die Unvorſichtigkeit mit dem Verluſt der Beieftafche büßen, die 
ihm im Gedränge ſammt dem Gelde geſtohlen wurdr. — An demſelben Tage 


wurde einem Fremden im Theater im Gedränge eine große goldene Tabaksdoſe 


gleichfalls aus der Taſche geſtohlen. Dieſelbe war gravirt, auf dem Deckel befand 
ſich ein gravirtes Gemälde, eine Landſchaft mit einer Schaf- und Rinderheerde 
darſtellend. Die Doſe wog 40 Dukaten. — Ein anderer noch bedeutenderer 
Diebſtahl wurde am 31. v. M. an der Kaſſe der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſen⸗ 
bahn verübt, indem hier einem Wollverkäufet eine Brieftaſche mit 1700 Thalern 
in Kaſſenanweiſungen aus der Taſche gezoger und geſtohlen wurde. — Ein ande⸗ 
rer gleicher Diebſtahl wurde am 2. d. M. ebenfalls in dem Bahnhofe der Nieder⸗ 
ſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn und zwar in der Gepaͤck-Expedition begangen. 
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Einem Fremden wurde daſelbſt nämlich eine Brieftaſche aus der Taſche gezogen, 
welche außer einem Reiſepaſſe und mehreren Briefſchaften die Summe von 3854 
Thalern, in einem Bankſchein beſtehend, enthielt. 

Es ſcheint jetzt Mode zu werden, daß Diebe, wenn fie einen guten Fang ge⸗ 
macht haben, denjenigen Theil des Geſtohlenen zurückgeben, den fie entweder nicht 
ohne Gefahr zu verwerthen im Stande ſind, oder den ſie nicht brauchen. Vor 
einigen Tagen erhielt ein hierſelbſt zum Wollmarkt auweſender und in einem 
Privathauſe wohnender Gutsbeſitzer durch die Poſt ein Schreiben, deſſen Inhalt, 
eine Brieftaſche mit 50 Thaler, auf dem Kouvert deklarirt war. Obſchon die 
Adreſſe und Wohnung völlig richtig angegeben war, wollte der Gutsbeſitzer an⸗ 
ſänglich das Schreiben nicht annehmen. Erſt auf Zureden des Poſtbeamten that 
er dies endlich, und fand bei der Eröffnung richtig eine Brieftaſche mit 50 Thlr. 
Aber es war zu ſeinem nicht geringen Erſtaunen ſeine eigene Brieftaſche, die 
er mit einer Summe von mehr als 200 Thlr. in feinem Schreibtiſche eingeſchloſ— 
fen hatte, und ſicher verwahrt glaubte. Sofort wurde in dem Schreibtiſche nach⸗ 
geſehen, — aber die Brieftaſche war mit dem Gelde hier auf unbegreifliche Art 
verſchwunden. Dagegen fand ſich in dem Kouvert noch ein ſehr hoͤfliches Schrei⸗ 
ben, in welchem dem Gutsbeſitzer angezeigt wurde, daß der Verfaſſer ſo frei ge— 
weſen, ſich die Brieftaſche mit dem Gelde anzueignen, von welchem er den Bedarf 
entnommen. Da er die übrigen 50 Thaler nicht brauche, werde die Brieftaſche 
mit dieſer Summe zurückgeſendet. Dem war das Verſprechen der Rückzahlung 
des entnommenen binnen drei Monaten, eine Bitte um Entſchuldigung, gleich- 
zeitig aber auch der Rath beigefügt, in Zukunft mit dem Gelde vorſichtiger um⸗ 
zugehen. (Anz.) 

Die katholiſche Geiſtlichkeit in Polen zählte zu Anfang des vorigen Jahres 
2486 Perſonen, nämlich 4 Diöceſen-Viſchöfe, 4 bifchöfliche Adminiſtratoren, 
3 Suffragan⸗Biſchöfe, 36 Prälaten, 86 Domherren, 130 Dekane, 1145 
Pröbſte, 436 Adminiſtratoren von Probſteien und 642 Vikare; 1637 Paro⸗ 
chial⸗Kirchen, 150 Möuchs- und 33 Nonnenklöſter mit 1692 Mönchen und 
398 Nonnen. Die Neigung zum Kloſterleben hat in neueſter Zeit in Polen ſehr 
abgenommen, viele Zellen in den dortigen Klöſtern ſtehen ganz leer. 

In mehreren Provinzen Perſiens ſoll ſich die Cholera wieder gezeigt haben. 


Handels⸗Bericht aus Stettin vom 5. Juni. 
* Roggen etwas fefter, in loco 82 Pfd. 82 bis 85 Rthlr. bezahlt, pr. Juni 
75 Rtl. bezahlt, Juni/Juli 73 Rtlr. zu machen, Juli / Auguſt 70 Rtlr. Geld, 
auf 72 Rt. gehalten. 
Heutiger Landmarkt: 


a Weizen. Roggen. Gerſte. Hafer. Erbfen: 
Zufuhren: 8 * 2 6 1 Wiſpel. 
Preiſe: 112 à 116 90 à 95 68 à 72 40 2 44 84 2 92 Kir. 


Spiritus gefragt; in loco 94 3 bez., auf 9 2 gehalten, 94 2 mehrſeiti 
Gd.; Auguſt 84 8 Gd. 83 9 bezahlt. g 551 rein . 


(Eingeſandt.) 
Aufforderung. N 

Um den hieſigen Hausbeſitzern das Belegen der Bürgerſteige mit Granit⸗ 
Platten zu erleichtern und ſie dazu aufzumuntern, ſoll denſelben ein Theil der 
Koſten aus dem Einkommen der zu dieſem Behuf eingeführten Hundeſteuer er⸗ 
ſtattet werden. Die Zahl der ſteuerpflichtigen Hunde hat ſich indeß bis auf circa 
500 verringert, und es iſt für jetzt keine Ausſicht, aus dem gedachten Fonds 
einen Beitrag zu den Koſten der Granitplatten zu erhalten, deshalb ficht man 
auch dergleichen nirgends mehr legen, und doch giebt es ſo viele wohlhabende 
Hausbefiger in Poſen, die namentlich bei der gegenwärtigen Theurung und faſt 
gänzlichem Mangel an Bauten, wenigſtens den geſchäftsloſen Eteinfegern Gele⸗ 
genheit zum Verdienſt gewähren ſollten, falls ſie nicht auch für andere Handwer⸗ 
ker Arbeit hätten. Aber gerade die Reichen gehen am wenigſten mit einem guten 
Beiſpiele voran, weil die Mehrzahl derſelben Pferde und Wagen halten und 
daher das hieſige grauſige Steinpflaſter nicht empfinden. — Die zur Bequem⸗ 
lichkeit Aller fo wuͤnſchenswerthe und zur Verſchönerung der Stadt gereichende 
Anlegung von Trottoiren würde mindeſtens einer der jetzt brodloſen Klaſſen der hie⸗ 
figen Einwohner Arbeit gewähren; es iſt daher Pflicht der reichen Hausbefiger, 
ſofort vor ihren Grundſtücken Granitplatten legen zu laſſen, namentlich wo das 
Pflaſter fo ſchlecht iſt wie vor dem Hotel de Saxe, längs dem Hötel de Ber- 
lin bis zum Caſino, fo wie vor andern Häuſern vermögender Bürger der Wils 
helmsſtraße und des Wilhelmsplatzes, z. B. dem Eckhauſe deſſelben an der Rit⸗ 
terſtraße gegenüber dem Eingang zum Theater. — Möchte diefer Aufruf alle hie⸗ 
ſigen Hausbeſitzer, denen es an Geldmitteln nicht fehlt, veranlaſſen, unverzüg⸗ 
lich mit dem Legen von Trottoiren vorzugehen, und auch der Wunſch berückſich⸗ 
tigt werden, daß in dem Konfens zu jedem Neubau und Reparatur die Bedin⸗ 
gung enthalten fei, den Bürgerſteig vor dem neuen oder abzuputzenden Haufe 
mit Granitplatten oder doch mit geſpaltenen Steinen zu pflaſtern. 


Stadttheater in Poſen. 

Heute Donnerſtag Polniſche Vorſtellung. 

Freitag den 11. Juni zum Erſtenmale: Mein 
Mann geht aus; Luſtſpiel in 2 Aufzügen nach 
dem Franzöſiſchen von H. Börnſtein. — Hierauf 
zum Erſtenmale: Meine Frau iſt ausgegan⸗ 
gen; Luſtſpiel in 1 Akt, frei nach dem Engliſchen 
von Meinert. 


Die Verlobung unſerer Tochter Henriette mit 
dem Herrn Iſac Bernſtein aus Schroda, be⸗ 
ehren wir uns Verwandten und Bekannten, ſtatt 
beſonderer Meldung, ergebenſt anzuzeigen. 

Abraham Wolffſohn und Frau. 


Als Verlobte empfehlen ſich 
Henriette Wolffſohn. Poſen. 
Iſac Bernſtein. Schroda. 


Im Verlage von Louis Hirſchfeld in Ber⸗ 
lin erſchien fo eben und ift iſt in allen guten Buch- 
handlungen zu haben: (in Poſen bei Gebrüder 
Scherk, Markt 77.) 


0 r 7 
Ständiſche Blätter 
dem Volke dargeſtellt 
von 
Theodor Mundt. 

I. Heft. Der Adel in Deutſchland und Preußen, 

in ſeiner politiſchen und ſtändiſchen Vertretung. 
II. Der dritte Stand in Deutſchland und Preu⸗ 
ßen, in ſeiner politiſchen und ſtändiſchen Ver⸗ 


tung. 
Mit Hinblick auf die Verhandlungen des 
Vereinigten Landtags. 
Eleg. broch. Preis: jedes Heft 6 Sgr. 


Pferde ⸗ Auktion. 

Am Ten Juli d. J. Vormittags 9 Uhr, als 
am Tage der in Poſen ſtattfindenden Thierſchau, 
ſollen daſelbſt mehrere ausrangirte Hengſte, Zucht⸗ 
Stuten und einige jährige Pferde hieſiger Zucht ge⸗ 
gen gleich baare Bezahlung in Preußiihen Münz⸗ 
ſorten meistbietend verkauft werden, und find die nä⸗ 
heren Bedingungen, ſo wie die Pferde ſelbſt, Tages 
zuvor am Standorte derfelden in Poſen zu ſehen. 

Zirke, den 7. Juni 1847 
Königlich Preuß. Poſenſches Landgeſtüt. 


Eine Buchdruckerei 
mit einer eiſernen Preſſe und vollſtändigem Sorui⸗ 
ment neuer Titel- und Brodſchriften, mit für 400 
Rthlr. feflen Arbeiten jährlich, ſteht in einer Kreis⸗ 
Haupıftadt Schleſiens zum alsbaldigen Verkauf. 
Nähere Auskunft ertheilt J. B. Pohl, 
Friedrichsſtr. No. 28, in Poſen. 


Ein Erbpachtsvorwerk 
von 50 Scheffeln Winterausſaat und ſchönen Wie⸗ 
fen, die bis 80 Fornalwagen Heu geben, iſt aus 
freier Hand zu verkaufen. 

Näheres beim Herrn Kinzel, 
„Schwarzen Adler“ in Poſen. 


Gaſtwirth im 


Den Herren Mühlenbeſttzern, Müllern und Müh⸗ 
len⸗Baumeiſtern empfiehlt Unterzeichneter ſein am 
Iſten Juli 1847 zu Poſen auf der Gerberſtraße 
No. 49. zu eröffnendes Lager ächt Franzöſi⸗ 
ſcher Mühlenſteine. Dieſe aus Granitſtücken zu⸗ 
ſammengefügten Steine ſind aus der beſten Fabrik 
Frankreichs direkt bezogen, übertreffen an Güte alle 
hier im Inlande zuſammengefügten Steine, mahlen 
bei gleicher Kraft und Zeit doppelt fo viel Getreide 
in trockenem, d. h. unangefeuchteten Zuſtande als die 
hier noch gebräuchlichen Sandſteine, und liefern ein 
viel feineres und bedeutend größeres Quantum ganz 
trockenen Mehles, welches ſich zum Backwerk ganz 
vorzüglich eignet und ſehr lange dauert. Dadurch 
wird ſowohl dem in hieſiger Provinz allgemein ge⸗ 
fühlten Bedürfniß eines beſſern Mahlwerks vollkom⸗ 
men entſprochen, als auch die Mehrkoſten dieſer 
Steine gegen die Sandſteine in ganz kurzer Zeit ge⸗ 
deckt werden. Es hat ſich die Vorzüglichkeit dieſer 
Steine fo bewährt, daß dieſelben in ganz Deutfch- 
land, Belgien, Holland, Spanien, England, 
Frankreich und Amerika nur allein benutzt werden. 

Durch direktes Beziehen der Steine aus der Fabrik 
ſelbſt in den Stand geſetzt, die billigfien Preis = und 
Zahlungsbedingungen zu ſtellen, empfiehlt ſich ſämmt⸗ 
lichen Herren Mühlenbeſitzern, Müllern und Mühlen⸗ 
Vaumeiſtern zu geehrten Aufträgen 

Fro ſt. 


Der Glockengießer und Spritzen⸗Baumeiſter 
J. C. Breſe, Wilhelmsſtraße No. 1. in Poſen, 


empfiehlt ſich einem hohen Adel und geehrten Publi⸗ 


kum mit Glockengießen in allen Größen, mit Ver⸗ 
fertigung aller Arten Waſſerpumpen und Feuerſpriz⸗ 
zen, meſſingenen, wie allen andern vorkommenden 
Metallarbeiten, ferner allen nur vorkommenden Ei⸗ 
ſen⸗Dreh⸗Arbeiten, als Kartoffel⸗Quetſch⸗Walzen 
und Schrauben» Schneiden von beliebiger Größe, 
ſcharf und flach, 1, 2 und dreigängig, und deren 
Reparaturen ſowohl an Maſchinen, wie auch an 
allen in ſein Fach ſchlagenden Arbeiten. Er verſpricht 
prompte und reelle Bedienung bei den billigften 
Preiſen. 5 
TTT... 200 my BEE 

14,000 Rihlr. find zu 5 pro Cent gegen pupil. 
Sicherheit MO Rn in der Erpedition 
diefer Zeitung abzugeben. 


Ein Mahagoni⸗Flügel⸗Fortepiano neueſter Baus 
art, mit 7 Oktaven, iſt billig zu erkaufen beim 
Kaufmann Aſch, Markt No. 73. 


Ein ganz gedeckter Wagen mit Glasfenſtern, ein 
s 7 gie . 1 ein Holzwagen 
mit eiſernen Achſen, mimt in gut 
ſind billig zu verkaufen: — 


Ziegenſtraße No. 10. am Bazar hinten. 


Büttelſtraße No. 18. 
jederzeit zu vermiethen. 


Zum Baierſchen Zelt. 
Unter dieſer Firma habe ich 2 öffentlichen 
Garten auf dem Graben No. 18., vis-ä- vis von 
dem Fort St. Roch (Städtchen), und der ſtädti⸗ 
ſchen Badeanſtalt, eröffnet. — Hiermit empftehlt 
Kb 1 0 ſehr geehrten Publikum und ladet erge⸗ 
enſt ein Lud wi . 
Poſen, den 8. Juni 1847. un 


find 3 Zimmer Parterre 


Ich warne einen Jeden, meinem Handlungs- 


Lehrling Karl Witt aus Schwerſenz für meine 


Rechnung Geld oder Geldeswerth zu verabfolgen, 
indem ich ihn aus befondern Gründen entlaſſen habe. 
Poſen, den 9. Juni 1847. 


Jacob Adolph. 


.Odeum. 


Donnerſtag den 10ten Juni c.: 


Großes Gung'lſches Konzert. 


Anfang 6 Uhr. Entrke 24 Sgr. 
Ergebenſte Einladung Bornhagen. 


Getreide-Marktpreiſe von Poſen, 
Prei 


den 7. Juni 1847. 4 
(Der Scheffel Preuß.) bie; 


— 


Weizen d. Schſt. zu 1. 

Roggen dito 3 25 7 Al 2/3 
Gerſtee 21245 3] 3] 4 
„ 123 4 1 28011 
Buchweizen 2021010 314 [— 
a | 4.22 3 5 —— 
Kartoffel 11 3 4 1 10— 
Heu, der Ctr. zu 110 PpfDb. — 22 6 — 27 6 
Stroh, Schock zu 1200 Pf.] 8 — — 8 15I— 
Bulter das Faß zu 8 Pfd. 1 20— 11 25— 

(Hierzu zwei Beilagen.) 


132. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 10. Juni 1847 
— m . ͤ—— ͤü—ü—ͤ— —— — — 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 1. Juni. 
(Schluß.) 

Abg. Lenfing (fährt fort): Bei einer anderen Gelegenheit haben wir 
von miniſterieller Seite die Behauptung ausſprechen gehört, daß das große 
Privilegium der Mitgarantie, welches den Reichsſtänden durch das Geſetz 
vom Jahre 1820 verliehen iſt, ſich einzig und allein beſchränke auf etwa zu 
machende Anleihen. Dieſem nach würden alſo alle ſonſtigen Schuld-Kreirun⸗ 
gen, fobald fie nur nicht in die Form, in die Kategorie der Anleihen fallen, 
fiat ohne Garantie der Stände vollzogen werden können, und, wie ich ges 
agt habe, dieſes große Privilegium, welches den Ständen verliehen iſt, würde 
zuſammenſchrumpfen auf die traurige Befugniß, ohne ihren Zuzug einen viel⸗ 
leicht ſehr verſchuldeten Staat aus der Verlegenheit am Ende dadurch zu ret⸗ 
ten, daß ſie zur Aufnahme eines Anleihens ihre Bewilligung geben. Meine 
Herren! Wenn die Räthe der Krone unſere Fundamenkal-Geſetze in folder 
Weiſe erklären, fo braucht es uns nicht zu wundern, daß wir in ſpäteren Ge⸗ 
fegen Veſtimmungen antreffen, in welchen das ſchlichte, biedere, treue, preußi= 
ſche Volk — ich berufe mich auf das Volk, meine Herren! — welches noch 
gewohnt iſt, die Geſetze nach ihrem unverfänglichen Inhalt und nach ihrem 
Geiſt zu beurtheilen, eine Uebereinſtimmung mit der früheren Geſetzgebung 
vermißt. Uns aber, meine Herren, liegt die Pflicht auf, Sr. Majeſtät dem 
König offen zu ſagen, daß ſein treues Volk ſeine Geſetze anders verſteht, als 
fie von feinen Miniſtern erklärt werden, daß insbeſondere das Volk in den 
Beſtimmungen des Geſetzes vom Jahre 1820 ein Palladium zu beſitzen ſich 
erfreut, welches den Staat vor künftiger Verſchuldung ſichert. Laßt uns darum, 
meine Herren, Se. Majeftät den König bitten, dieſe Verſchiedenheit, die zwi⸗ 
ſchen den neuen Geſetzen und den älteren beſteht, aus dem Wege zu räumen, 
dadurch, daß es Höchſtdemſelben gefallen möge, diejenigen Rechte, die nach 
dem Gefühle und Bewußtſein des Volkes fortbeſtehen, auch als fortbeſtehend 
anzuerkennen. Die Form, worin dieſe am füglichſten beſtehen kann, ſcheint 
mir diejenige zu fein, die ein Mitglied der Ritterſchaft aus Weſtphalen in 
einem Amendement vorgeſchlagen hat, dem ich von Herzen meine Zuftims 
mung gebe. h 

Abg. Frhr. v. Mylius: Auch ich, meine Herren, glaube, daß wir nicht 
nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet ſind, dem Amendement, welches von 
dem verehrten Mitgliede aus Weſtphalen geſtellt worden iſt, beizutreten. Ich 
glaube nämlich, daß von ſämmtlichen Vorſchlägen, welche im Laufe der bei⸗ 
den letzten Tage gemacht worden ſind, keiner die Schwierigkeiten, welche in 
der Sache liegen, auf eine zweckgemäßere Weiſe überwindet, als gerade die— 
ſes Amendement. 

Abg. Grabow: 
Herrn Abg. von Weſiphalen an, 
trag mitenthält und zu gleicher N 
Herren aus der hohen Verſammlung bietet, 
für die periodiſche Wiederkehr wünſchen. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich bitte lediglich ums Wort, um eine ſehr 
leichte und deshalb auch kurze Aufklärung zu geben über den behaupteten 
Widerſpruch, der ſich zwiſchen meinem geehrten Kollegen, dem Miniſter der 
Geſetzgebungs-Reviſion, und mir herausgeſtellt haben ſoll. Ich habe geäußert 
oder ſoll geäußert haben, daß die Vereinigten Ausſchüſſe und die Deputation 
für das Staatsſchulden-Weſen aus dem Vereinigten Landtage hervorgingen; 
mein Herr Kollege hat geäußert, daß ſie aus deu Provinzial-Ständen her⸗ 
vorgingen. Da nun der Vereinigte Landtag nichts anderes iſt, als ein recht- 
lich konſtituirtes Aggregat der Provinzial-Stände, fo glaube ich, das es keines 
großen Beweiſes bedarf, um beide Behauptungen als vollſtändig begründet 
und wahr neben einander beſtehen zu laſſen. Ich habe ferner geſagt, daß 
die durch die Geſetzgebung vom 3. Februar konſtituirten Ausſchüſſe andere 
ſeien, als die Ausſchüſſe, welche das Geſetz von 1842 konſtituirt hatte. Auch 
dazu bekenne ich mich. Sie gehen zwar beide aus den Provinzial-Ständen 
hervor, die von 1842 repräſentirten aber nur provinzialſtändiſche, die von 
1847 repräſentiren centralſtändiſche Rechte, denn erſtere wurden von den Pro⸗ 
vinzial⸗Ständen als ſolchen gewählt, letztere aber gehen aus den Provinzial— 
Ständen nur inſofern heraus, als fie zum Vereinigten Landtage konſtituirt 
oder wenigſtens zu ſolchem berufen ſind. 

Abg. v. Wedell: Man vermißt in dem Patente vom 3. Februar die 


Ich ſchließe mich nun dem Amendement des geehrten 
indem ich glaube, daß daſſelbe meinen An⸗ 
Zeit auch eine Vermittelung für diejenigen 
welche einen längeren Zeitraum 


Periodizität des Vereinigten Landtags und ſchließt daraus, daß den Geſetzen 


vom 22. Mai 1815 und vom 17. Juni 1820 nicht genügt ſei. Ich habe in 
keinem Geſetze finden können, daß ausgeſprochen, daß nur angedeutet ſei, daß 
alle Mitglieder der Provinzial⸗Stände die Landes-Repräſentation fein ſollen; 
ich habe nur in dem §. 3 der Verordnung vom 22. Mai 1815 die Worte 
gefunden: „Die Landes-Repräſentanten ſollen aus den Provinzial-Ständen 
gewählt werden.“ Wenn nun Se. Mafeſtät der König geſagt hat, ich über⸗ 
trage den ſämmtlichen Mitgliedern der Provinzial-Stände unter dem Namen 
des Vereinigten Landtags — auf den Namen kommt es nicht an — beſtimmte 
Geſchäfte und Rechte der Landes⸗Repräſentation, fo hat er dies gethan aus 
Seiner Machtvollkommeoheit und iſt dabei weit über die Grenze hinausge— 
gangen, welche das Geſez vom 22. Mal 1815 bezeichnet. Ich weiß aber 
nicht, warum der König nicht das Recht behalten haben ſoll, ſich auch in an⸗ 
derer Beziehung ſtreng an die viel engeren Beſtimmungen des Geſetzes vom 
22. Mai 1815 zu halten. Er hat dies gethan, indem er beſtimmte, daß 
neben dem Vereinigten Landtage aus den Provinzial⸗Ständen eine beſtimmte 
ahl gewählt werden ſollte, daß dieſe diejenigen Landes⸗Nepräſentanten fein 
ollten, welche nach §. 3. der Verordnung vom 22. Mai 1815 gewählt wer⸗ 
den ſollten, daß ſie auch gewiſſe Rechte der Landes-Repräſentanten ausüben 
und gewiſſe Geſchäfte derſelben beſorgen und dazu zu beſtimmten Zeiten zu⸗ 
fammentreten ſollen. Wenn man nun fagt, darum, weil Se. Majeftät der 
König in einer Beziehung mehr gegeben hat, als er zu geben brauchte, ſo 
durfte er ſich doch nicht in anderer Beziehung an das Geſetz vom 22. Mai 
1815 mehr halten, und er mußte deshalb dem Vereinigten Landtage die 
Rechte der Landes⸗Repräſentation ausſchließlich übertragen, ſo muß ich geſte⸗ 
hen, das ift mir eine vollkommen unklare Deduction, ich verſtehe fie nicht. 
Nach meiner Erfahrung find nicht immer alle Rechtsdeductionen richtig, das 
Recht erſcheint danach ſehr oft ein ganz anderes zu ſein, als es iſt und ſein 


ſoll, und auf ſolche zweifelhaften Rechtsdeductionen Rechtsanſprüche i 
Krone geltend machen zu wollen, halte ich für a a 
eine Bitte um Periodizität vorgeſchlagen wird, welche ſich auf Rechtsgründe 
ſtützt, dann ſtimme ich gegen jeden Antrag. Ganz anders ſteht es aber, wenn 
die periodiſche Wiederkehr des Vereinigten Landtages aus Gründen der Nütz⸗ 
lichkeit erbeten wird; dann, glaube ich, wird eine große Einſtimmigkeit in der 
1 ei glaube, dieſe große Einſtimmigkeit nützt viel mehr 
als eine ſpitzfindige Rechtsausführung, die von ei i 
ar nicht als richtig TORE ad a 
Abg. Camphauſen: Das Recht ift an und für ſich kein Gut, weil es 
ein Recht iſt; es kann erſt zu einer Bedeutung ee de weh deſſen 
Gegenſtand von hoher Bedeutung iſt, und ich halte es nicht für überflüſſig 
wenn nachgewieſen werden kann, daß die Gewährung des Rechts, was wir 
in Anſpruch nehmen, zugleich eine innere Nothwendigkeit ſei, daß dieſe Ge⸗ 
währung die Wohlfahrt des Landes, das Beſte des Vaterlandes, des Königs 
und der Stände befördern werde. Wäre es gelungen, nur Wenige davon zu 
überzeugen, nur die Ueberzeugung Weniger zu befeſtigen, ſo würde ich glau⸗ 
ben, kein unnützliches Mitglied dieſer Verſammlung geweſen zu ſein. Jedoch, 
meine Herren, Jeder übt feine Pflichten fo, wie er fie begreift, fo das Mit⸗ 
glied von Weſtphalen, ſo ich. Jedenfalls erfreut es mich, gegenwärtig mit 
ihm auf demſelben Standpunkte zu ſtehen, indem ich dem von ihm geſtellten 
Amendement die rückhaltloſeſte Anerkennung zolle. Ich glaube, daß es der 
geeignetſte, ſchwer zu findende Weg war, allen Meinungsſchattirungen in die⸗ 
fer Verſammlung die freie Aeußerung zu geſtatten. Ich ſtimme demſelben 
vollkommen bei. (Bravo!) N A 
Abg. v. Puttkammer (auf Rheinfelde): Mein Votum geht dahin, die 
Periodizität gänzlich abzuweiſen. Ich ſtelle in die freie Königl. Machtvoll⸗ 
kommenheit und in die Weberzeugung Seines Königl. freien Gewiſſens, in die 
Liebe, in die Weisheit, die in Ihm wohnt, in das Vertrauen, das Er zu 
Seinem Volke bei dem gegenwärtigen Landtage gezeigt hat, in dieſe Dinge 
ſtelle ich die vollſtändige Entwickelung der Belebung der ſtändiſchen Freiheiten, 
die vollſtändige Sicherheit der Unerſchütterlichkeit der ſtändiſchen Rechte und 
ſtelle ſie darin gewiſſer, als in die geehrten hier vielſeitig aufgeſtellten Gewife 
ſenszeugniſſe vieler Mitglieder der geehrten Verſammlung. Meine Herren! 
Wenn wir das Gewiſſen eines jeden Einzelnen in dieſer Verſammlung nicht 
beengen wollen, fo laſſen wir auch dieſelbe Ehrerbietung gewiß dem Gewiſſen 
Sr. Majeſtät widerfahren; denn wenn wir Niemaud übereilen wollen, gegen 
feinen Willen feine Entſchließungen und Beſchlüſſe auszuſprechen, fo ſaſſen 
Sie uns auch insbefondere den freien Willen Sr. Majeſtät gewähren. 
(Lärm und Ruf: Nicht ableſen!) Laſſen Sie uns dies unbefangene Königl. 
Gewiſſen ehren, dem kein Bedenken gegen die Unantaſtbarkeit der Geſetzgebung 
vom 3. Februar d. J. bewußt iſt. .. (Derſelbe Lärm wiederholt ſich.) 
Laſſen Sie uns des Königl. Willens eingedenk ſein, dem die Wohlfahrt des 


Vaterlandes, Seines geſammten Volkes und jedes Einzelnen aus demſelben 
an dem Herzen liegt... (Der Sturm wird ſo heftig, daß ſelbſt von dem 


der Tribüne zunächſt ſitzenden Stenographen nur einzelne unzuſammenhän⸗ 
gende Worte der Rede vernommen werden können, welche hier folgen): Dem 
die Führung feines Regiments .... durch Gottes Gnaden... Herzensdrang 
iſt. . . auf der Landtagslaufbahn, die er bezeichnet hat, nicht unterlaſſen 
wird, Seiner Geſetzgebung die unantaſtbare Grundlage zu bewahren .... in 
ihrer Bildungsfähigkrit .. . . aber fo heilſam zu entwickeln, als das Herz des 
Volkes nur irgend zu wünſchen vermag. 8 

Abg. v. Thadden: Ich bin nur ein Mann des gemäßigten Fortſchritts 
und muß geſtehen, daß ich hierin nicht ganz habe mitfolgen können. N 
habe daher das, was ich zu fagen habe, mir vollſtändig aufſchreiben müſſen 
und bitte die hohe Verſammlung um die Erlaubniß, da ich keine Rede hal- 
ten, ſondern nur ein Votum abgeben will, von meinem Konzepte Gebrauch 
zu machen. (Viele Stimmen: Nein! nein!) Wenn dies nicht der Fall ift, 
wenn die hohe Verſammlung mir nicht erlaubt, dieſes mein Votum ſo vor⸗ 
zutragen, fo werde ich mich dadurch legitimiren, daß ich es in den Zeitungen 
abdrucken laſſe um auf dieſe Weiſe Weiſe mich deſſelben zu entledigen. Hier 
iſt mein Konzept. 

Abg. Hüffer: Ich beſchränke mich darauf, zu erklären, daß ich mich 
dem Votum des verehrten Mitgliedes aus Weſtphalen unbedingt anſchließe, 
daß ich zu den vielen Gründen, die hier für dieſes Votum ſchon ausgeſpro⸗ 
chen worden find, keinen weiter hinzuzufügen vermag, und daß ich deshalb 
die hohe Verſammlung nicht länger aufhalten will. (Bravoruf! Darauf 
Ruf zur Abſtimmung und Läuten des Marſchalls mit der Glocke.) 

Abg. Wodiezka: Ich ſchließe mich denen an, welche lediglich eine Bitte 
richten wollen, denn auch durch Bitten erlangen wir Rechte. Ich bin für die 
Periodizität, weil eine Fortentwickelung der ſtändiſchen Rechte ohne Wieder⸗ 
kehr der Landtage innerhalb beſtimmter Perioden nicht möglich iſt. Ich bin 
auch der Anſicht, daß der Ausſchuß in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt nicht zweck⸗ 
mäßig iſt; daher werde ich mich auch nur aus Nützlichkeits-Gründen den Pe⸗ 
titionen anſchließen, die, an des Königs Majeftät gerichtet werden ſollen. 

Abg. Bracht (Wiederholter, heftiger Ruf zur Abſtimmung): Ich wollte 
mit dem Antrage etwas verknüpfen, was noch nicht geſagt worden iſt; (Der 
Lärm ſteigert ſich immer mehr.) aber nach einer ſo langen, ermüdenden, ab⸗ 
ſpannenden Aufmerkſamkeit weiß ich recht gut, daß ich keine lange Geduld 
erwarten darf. Ich bedarf derfelben auch nicht, indem ich nur wenige Worte 
zu ſagen habe und nichts ſagen werde, was hier ſchon vorgekommen iſt. Ich 
werde nichts wiederholen. Die Verschiedenheit der Anſichten über den eigent⸗ 
lichen wahren Sinn einiger Stellen der früheren Geſetze — (Nicht leſen, ab⸗ 
ſtimmen!) Ich werde meinen Platz behaupten, bis mir der Herr Marſchall 
das Wort nimmt. 8 2 

Marſchall: Sie dürfen das Wort behalten, aber nur unter der Bes 
dingung, daß Sie nicht ableſen. „„ 

Abg. Bracht: Ich leſe nicht, ich ſehe nur hinein. (Gelächter) Dieje⸗ 
nigen 138 Mitglieder dieſer Verſammlung, welche ihre Ueberzeugung ſchrift⸗ 
lich niederlegen wollten — (Der Redner ſieht in fein Manuftript, worauf 
ſich der Ruf: „Nicht leſen,“ wiederholt.) lebten damals und leben noch. (Da 
der Redner fortwährend in das Manufkript blickt, fo wird das Gelächter und 
der Lärm überhaupt ſo arg, daß er die Rednerbühne verläßt, worauf ein 
vielſtimmiger Bravoruf erſchallt.) 
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Abg. Sattig: Ich verzichte auf das Wort im Intereſſe der Abſtimmung. 

Abg. Graf v. Frankenberg: Ehe ich das Wort ergreife, frage ich 
die hohe Verſammlung, ob ſie mir noch 5 Minuten gönnen will oder nicht. 
(Einige Stimmen: Abſtimmung!) Ich neige mich zum Votum des Aus⸗ 
ſchuſſes, daß der Antrag auf Periodizität mehr mit Gründen der Nützlichkeit 
und Nothwendigkeit belegt werden möchte. Ich vermiſſe aber darunter noch 
einen Grund, den ich für ſehr wichtig halte. Durch dieſe Modifizirung, daß 
der Ausſchuß die Rechnung abnehmen ſolle, könnte eine Verwickelung entſte⸗ 
hen, indem man an einem ſpäteren Landtage, wenn er zuſammenkommt, eine 
Superrevifion über dieſe Rechnung verlangen könnte. Wenn die Verſamm⸗ 
lung dieſe Superreviſton verlangen ſollte, ſo würde ich glauben, daß ſie ſich 
dann ganz auf dem Rechtsboden befände, denn das Geſetz von 1820 ſagt: 
„Wir ſind nunmehr von dem geſammten Schuldenzuſtande des Staats unter⸗ 
richtet und haben daher beſchloſſen, ſelbigen zur öffentlichen Kenntniß zu brin⸗ 
gen. Wir hoffen dadurch und durch die von Uns beabſichtigte künftige Un⸗ 
terordnung dieſer Angelegenheit unter die Reichsſtände das Ver⸗ 
trauen zum Staate und zu feiner Verwaltung zu befeſtigen und Unſeren auf⸗ 
richtigen Willen, allen Staatsgläubigern gerecht zu werden, um fo zweideu⸗ 
tiger an den Tag zu legen, als Wir zugleich wegen Sicherſtellung, ſo wie 
wegen regelmäßiger Verzinſung und allmäliger Tilgung aller Staatsſchulden, 
das Nöthige hiermit unwiderruflich feſtſetzen.“ Das Geſetz ſtellt die ganze 
Angelegenheit den Reichsſtänden unter, macht fie zum Wächter des ganzen 
Geſetzes, und in dieſer Eigenſchaft könnte mit vollem Rechte, wie ich der 
Meinung bin, die reichsſtändiſche Verſammlung nochmals eine Superrevifion 
der früher ſchon abgenommenen Rechnung verlangen, und wäre dieſe Rech— 
nung bereits dechargirt, ſo würde das eine große Verwickelung hervorbringen, 
weil eine Rechnung, die einmal abgenommen iſt, nicht mehr angegriffen wer— 
den kann, das iſt der Grund, den ich noch anführen wollte. 

(Erncuerter Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. Hanſemann: Dem vorigen Redner folgend, ſage ich: gerade 
weil kein Gerichtshof beſteht, um die vorliegende Frage zu entſcheiden, bitten 
wir in aller Ehrfurcht, in aller Unterthänigkeit. Der Inhalt der Bitte if 
nach meiner Meinung am beſten im Amendement des Abgeordneten von Weſt⸗ 
phalen, Herrn von Vincke, ausgedrückt, und dieſem Amendement ſtimme ich 
bei. Es iſt nicht mehr die Zeit, wovon ein verehrter Abgeordneter aus Sach⸗ 
ſen geſprochen hat; — die Zeit des 30jährigen Schlafens iſt vorüber; bewußt 
iſt das Volk ſich geworden, daß es weiterſchreiten muß. Aber dieſes Schlafen 
iſt auch ein Unglück, und dieſer 30jährige Schlaf iſt eine der Haupturſachen, 
weshalb eine ſo große Zahl Petitionen jetzt dem Landtage vorliegt, welche be⸗ 
kunden, daß weſentliche Bedürfniſſe im Volke zu befriedigen find. Nicht 30 
Jahre, auch nicht 4 Jahre darf man ſchlaſen, und nach meiner Ueberzeugung 
find 2 Jahre ſchon zu viel. (Große Heiterkeit.) Aber wenn die reichsſtän⸗ 
diſche Verſammlung nicht zuſammen iſt, wenn die Adminiſtration weiß, daß 
fie nicht in kurzen Zeiträumen wiederkehrt, fo liegt es in der menſchlichen 
Natur, daß mehr oder weniger, wenn auch nicht vollſtändiger Schlaf, doch 
ein Einſchläfern ſeitens der Verwaltung eintritt. Wir, die parlamentariſche 

Verſammlung, find nun berufen, die Regierungs- Organe wach zu halten. 
(Heiterkeit) Das iſt der wahre Nutzen unſeres Zuſammenkommens, dadurch 
wird der Organismus in der Verwaltung, der Fortſchritt der materiellen und 
geiſtigen Intereſſen nicht nur gefördert, er wird nothwendig gemacht. 

Abg. v. Prondzinski: (es wird vielſeitig zur Abſtimmung gerufen.) 
Ich bin auch der Meinung, daß nach Verhältniſſen und Umſtänden die pe⸗ 
riodiſche Einberufung nicht abzuwenden iſt. Ich glaube, daß ſie eben ſo 
nützlich als nothwendig iſt. 

Abg. Möwes: Ich ſchließe mich dem Amendement des Abgeordneten 
von der Grafſchaft Mark an, da daſſelbe rechtlich begründet iſt und nur den 
vermittelnden Weg zeigt, auf welchem zu dem Ziele zu kommen iſt, das jedem 
der Herren, welche hier geſprochen haben, vorgeſchwebt zu haben ſcheint. 
(Stürmiſcher Ruf nach Abſtimmung; ein Mitglied verſucht zu ſprechen, wird 
aber durch das anhaltende Läuten mit der Glocke daran verhindert.) 

Marſchall: Ich warte ſchon eine geraume Zeit auf die Ruhe, welche 
nöthig iſt, wenn ich mich verſtändlich machen ſoll. Ich zeige daher ergebenſt 
an, daß ſich noch 13 Redner gemeldet haben, daß außerdem der Herr Mi⸗ 
niſter der Geſetzgebung noch einen Vortrag über den vorliegenden Gegenſtand 
halten will, und daß dann die darauf folgende Abſtimmung in nicht ganz 
kurzer Zeit vollzogen werden kann, weil verſchiedene Fragen hinter einander 
aufzuſtellen ſind, wobei ich mir nicht ſchmeichle, dasjenige, was die hohe 
Verſammlung in dieſer Hinſicht wünſchen wird, vielleicht ſogleich zu treffen. 
Ich frage alſo an, ob jetzt, da es 34 Uhr iſt, gewünſcht wird, daß geſchloſ⸗ 
fen. oder fortgefahren werde? Wenn die hohe Verſammlung die Fortſetzung 
der Debatte wünſcht, ſo ſtehe ich bis Mitternacht zu ihren Dienſten Außer⸗ 
dem iſt noch ein Allerhöchſter Erlaß bekannt zu machen und der kurze Bes 
ſchluß wegen des Zutritts der Mitglieder der einen Kurie zu den Verhand⸗ 
lungen der anderen vorzutragen. Ich frage demnach, ob die hohe Verſamm⸗ 
lung jetzt den Schluß will. Diejenigen, welche dies wollen, bitte ich, auf⸗ 
zuſtehen. (Es erhebt ſich die große Mehrheit der Verſammlung.) Dann 
werde 9 Bitten, den Allerhöchſten Erlaß zu verlefen. 

etair: 

; Ew. Durchlaucht und Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich, anlie⸗ 
gend eine Allerhoch e Königliche Botſchaft vom heutigen Tage, die Gewäh⸗ 
rung einer Nachfriſt von 14 Tagen für die Verhandlungen des erſten Vers 
einigten Landtages betreffend, mit dem Erſuchen ganz ergebenſt zu überſenden, 
dieſelbe baldmöglichſt zur Kenntniß der beiden Kurien bringen zu wollen. 

Berlin, den 31ſten Mai 1847. 

N gez.) von Vodelſchwingh. 
An den Marſchall der Herren⸗Kurie des a 2% 72 
Herrn Fürſten zu Solms ⸗Sohenſolms⸗Lich, Durchlaucht, 

und den Marſchall der Drei-Skände⸗Kurie des Vereinigten Land⸗ 

tags, Herrn Oberſt⸗Lieutenant von Roch ow, Hochwohlgeboren. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu⸗ 
ßen ꝛc. 2. entbieten Unſeren zum Erſten Vereinigten Landtage verſammelten 
getreuen Ständen Unferen gnädigen Gruß, Da die durch Unſer Propoſttions⸗ 
Sara vom II. April d. J. für den Erſten Vereinigten Landtag beſtimmte 
Friſt von acht Wochen ſich ihrem Ende nähert, gleichwohl aber von Unſeren 
Propoſttionen noch mehrere unerledigt find, fo wollen Wir für die Verhand⸗ 
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lungen des Erſten Vereinigten Landtages hierdurch eine Nachfriſt von vierzehn 
Tagen, bis zum 19. Juni d. J., gewähren. Uebrigens bleiben Wir Unſe⸗ 
ren getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Sansſouci, den 31. Mai 1847. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 
von Vodelſchwin gh. 
An die zum Veceinigten Landtage verſammelten Stände. 

Marſchall: Der Herr Referent wird den Beſchluß verleſen. 8 

Referent: „Die Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtags 
beſchließt, der allerunterthänigſten Bitte der Herren-Kurie an Se. Majeſtät 
den König beizutreten: Se. Majeſtät der König wolle Allergnädigſt zu ge⸗ 
ſtatten geruhen, daß die Mitglieder der einen Kurie den Verandlungen der 
anderen als Zuhörer beiwohnen können.“ 

Marſchall: Findet ſich gegen dieſen Entwurf etwas zu bemerken? 
(Es erhebt ſich Niemand.) Er ift angenommen, und ich bitte gehorſamſt die 
Kurie, ſich morgen um 10 Uhr wieder hier vereinigen zu wollen, um die 
heute abgebrochene Berathung fortzufegen. 

(Schluß der Sitzung Abends 4 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 2. Juni. 
Die Sitzung beginnt 4 auf 11 Uhr unter Vorfig des Marſchalls v. Rochow. 

Secretaire v. Waldbott und Siegfried. 

Marſchall: Die Verleſung des Protokolls. (Die Verleſung erfolgt 
durch Secretair v Waldbott.) Findet ſich etwas gegen das Protokoll zu be⸗ 
merken? 

Landtags-Kommiſſar: Ich glaube nicht geſagt zu haben, daß die 
Deputation für das Staatsſchuldenweſen zur Prüfung der Rechnungen beru⸗ 
fen ſei, ſondern ich habe wohl nur geſagt, fie ſei zur vorläufigen Prü⸗ 
fung der Rechnungen berufen, und wenn ich es nicht geſagt haben ſollte, ſo 
würde ich wenigſtens die Bemerkung hier einzuſchalten bitten, daß nur dieſes 
meine Meinung geweſen ſei, weil ſich dieſe Vorſchrift im Geſetze findet. Das 
Geſetz ſagt §. 8: „Außerdem hat der Vereinigte Landtag ꝛc. b) nach Art. 
XIII. derſelben Verordnung (17. Januar 1820) die Rechnungen der Haupt⸗ 
Verwaltung der Staatsſchulden auf Grund der durch die Deputation 
für das Statsſchuldenweſen zu bewirkenden vorläufigen Prü⸗ 
fung abzunehmen.“ Sollte ich dies nicht geſagt haben, was ich nicht mit 
Gewißheit verſichern kann, fo bitte ich dieſe Berichtigung wenigſtens in das 
Protokoll aufzunehmen. 

Marſchall: Es wird wohl nichts dagegen erinnert werden, daß das 
Wort „vorläufig“ hinzugefügt wird. (Nein, nein!) 

Landtags⸗Kommiſſar: Außerdem wollte ich zur Ergänzung bemer⸗ 
ken, daß die Mittheilung, von der ich geſtern ſagte, daß ſie abgegangen ſei, 
wirklich abgegangen iſt, aber an den Herrn Marſchall der Vereinigten Ku⸗ 
rien, den Herrn Fürſten Solms, an welchen ſie zunächſt gerichtet werden 

Ich erkläre das Protokoll für genehmigt. 


mußte. 

Marſchall: Ich Der Herr 
Abgeordnete Gießler wünſcht das Wort zu haben 

Abg. Gießler: Da wir in der Sache, welche an der Tagesordnung 
iſt, ſchon bereits 54 Redner gehört haben, fo wollte ich doch allen denjeni⸗ 
gen, welche vielleicht noch ſprechen wollen, zu bedenken geben, daß auch die, 
die keine Reden halten, ihren geſunden Menſchenverſtand mit hierher gebracht 
haben, um eine Sache richtig beurtheilen zu können. Ich für mein Theil 
kehre mich weder an die, welche von der Rednerbühne aus ſprechen — ich 
gehöre zu den 137ern — ich kehre mich nicht an die, welche im ruſſiſchen, 
noch an die, welche im engliſchen Hauſe zuſammenkommen Ich habe mei⸗ 
nen freien Willen, und dieſen werde ich mir von keiner Macht der Erde 
nehmen laſſen, ich werde aber auch meine Meinung nie einem Anderen auf⸗ 
zudringen ſuchen. Ich bin überzeugt, würden die Reden, die hier gehalten 
werden, und die Namen der Redner nicht in den Zeitungen abgedruckt, wir 
würden weit weniger lange Reden und noch dazu ſolche, welche fo vielmal 
wiederholt werden, hören müſſen. Da ich aber ſelbſt für die Oeffentlichkeit 
bin, ſo kann ich auch gegen dieſen Gebrauch nichts einwenden. Mir hat ein 
Spruch Luther's, welcher in neueſter Zeit in einer der Berliner Zeitungen 
ſtand, ſehr gefallen. Derſelbe lautet: „Wer reden will, der thue das Maul 
auf, rede friſch drauf und höre bald auf.“ Thun wir dies, ſo werden wir 
gewiß eher zum Ziele kommen. (Bravoruf.) 1 

Abg. Sommerbrodt: Ich wollte darauf aufmerkſam machen, daß 
Publikum da iſt.“ 188 ; 

Marſchall: Es ift kein Publikum, es find Mitglieder der Herren-Kurie⸗ 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Nachdem wir geſtern durch eine Allerhöchste 
Votſchaft vernommen haben, daß uns zur Erledigung der vorliegenden Kö⸗ 
niglichen Propofitionen eine Nachfriſt von 14 Tagen bewilligt worden ift, 
liegt jetzt der hohen Verſammlung wohl kein Antrag von hoher Wichtigkeit 
vor, als der auf Vertagung des Landtages bis zum Herbſte d. J. 
brauche nicht zu erwähnen, daß wir uns bei Veralhung dieſes Antrages zu 
vergegenwärtigen haben werden, daß von den 450 bis 460 Anträgen, welche 
die hohe Verſammlung entgegengenommen hat, gegenwärtig ungefähr erſt 54 
erledigt ſind, und daß, wenn die in der Verathung begriffenen 12 Anträge 
abgemacht ſein werden, immer noch, wenn ich die Duplikate abrechne, wenig⸗ 
ſtens 250 Anträge von größerer oder geringerer Wichtigkeit übrig bleiben. 
Das Land hat uns mit Vertrauen hierher gehen ſehen und richtet mit der größten 
Theilnahme und Aufmerkſamkeit ſeine Blicke auf uns. Wir ſind dem Lande 
und uns ſelbſt ſchuldig, alles Mögliche anzuwenden, daß wir dieſem Ver⸗ 
trauen entſprechen. Ich glaube auch, daß es der ernſte Wille der Krone iſt, 
von uns die Wahrheit und das, was dem Lande Noth thut, unumwunden 
zu erfahren. Dazu giebt es aber Fein anderes, als das erwähnte Mittel, 
da uns durch die im Geſchäfts-Neglement geſetzte dreiwöchentliche Präkluſtv⸗ 
Friſt keine fernere Petition mehr geftattet und nur übrig iſt, auf den Antrag 
auf Vertagung des Landtags, einzugehen. Ich erlaube mir deshalb, an den 
Herrn Marſchall die dringende Vitte zu richten, dieſen Antrag ſobald mög⸗ 
lich zur Berathung zu bringen. 

Marſchall: Sobald mir das Gutachten zugeht und ich nicht durch 
die Berathung von Königl. Propofitionen, die jedenfalls vorangehen müffen, 
verhindert bin, werde ich daffelbe ſogleich zur Tagesordnung bringen. Es iſt 
ein Allerhöchſter, an den Herrn Landtags⸗Kommiſſar ergangener Erlaß Sr. 
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Majeſtät des Königs vorzutragen, der mir von Sr. Ercellenz mitgetheilt 
worden iſt, betreffend die von den Herren Abgeordneten Milde und Rothkirch 
nachträglich eingereichten Petitionen: (die Verſammlung erhebt ſich von ihrem 

Sitze, und der Secretair verlieſt den Erlaß.) „Auf den Bericht vom 26ſten 

M., womit Sie die an die Stände-Kurie gerichteten Anträge der Abge⸗ 
ordneten Milde und v. Rothkirch, der erſte die Liquidation der Verluſte des 
diesſeitigen Handels in Krakau, der zweite die Verbeſſerungen der Handels- 
Beziehungen zu Spanien betreffend, mit dem Antrage eingereicht haben, deren 
Annahme und Berathung in den Stände-Verſammlungen, ungeachtet des 
überſchrittenen Eingabe⸗Präkluſtv⸗Termins, ausnahmsweiſe zuzulaſſen, eröffne 
Ich Ihnen, daß, nachdem die Anträge auf dieſe Weiſe zu meiner Kenntniß 
gelangt find, es einer Verathung derſelben in der Verſammlung nicht bedarf, 
indem Ich ſolchen alle irgend zuläſſige Verückſichtigung in demſelben Maße 
angedeihen laſſen werde, als wenn mir dieſelben durch den Vereinigten Land⸗ 
tag empfohlen worden wären. Sansſouci, den 31. Mai 1847.“ g 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Da dieſe Allerhöchſte Botſchaft den Land⸗ 
tags⸗Verhandlungen unzweifelhaft einverleibt werden wird, ſo wäre es wohl 
wünſchenswerth, wenn, indem die dem Allerhöchſten Erlaſſe zu Grunde lie 
genden Petitionen keiner Abtheilung mehr überwieſen werden, der Abdruck 
und die Vertheilung derſelben an die Mitglieder beſchloſſen würde, damit wir 
Kenntniß von ihrem Inhalte erhalten. 

Marſchall: Dieſe beiden Petitionen würden an die ſtebente Abtheilung vers 
wieſen worden fein. Ich bitte alſo die fiebente Abtheilung, ihr Urtheil dar⸗ 
über abzugeben, ob der Abdruck derſelben für den Geſchäftsgang des Land⸗ 
tags wünſchenswerth ſei. Wenn dieſe Erklärung erfolgt iſt, werde ich nicht 
verfehlen, das Imprimatur zu ertheilen. Es iſt ferner eingegangen: Veſchluß 
der Herren-Kurie, betreffend das allerunterthänigſte Geſuch wegen Reform 
der Patrimonial⸗ Gerichtsbarkeit. Ich erſuche die fünfte Abtheilung, dieſen 
Gegenſtand zur Berathung unſerer Kurie vorzubereiten. Ferner iſt eingegan⸗ 
gen: Entwurf einer allerunterthänigſten Bitte, betreffend die geſetzlichen Be- 
fimmungen über die Wählbarkeit aus dem Stande der Landgemeinden zu 
Areietage- Mitgliedern. Ich erſuche den Herrn Referenten, denfelben vorzu— 
ragen. 

Abg. v. Arnim trägt dieſen Entwurf der Bitte um eine Abänderung 
der geſetzlichen Beſtimmungen über die Wählbarkeit der Landgemeinden zu 
den Kreistagen vor. b a { 

Marſchall: Findet ſich gegen dieſen Entwurf etwas zu bemerken? — 
Da nichts bemerkt wird, ſo iſt er angenommen. Bevor ich die geſtern ab⸗ 
gebrochene Verathung wieder aufnehme, habe ich noch eine Bemerkung zu 
machen über diejenigen Redner, welche ſich bereits gemeldet haben. Es ſind, 
wie ich irrthümlich bemerkt habe, nicht 13, ſondern 14. Außerdem ſind deren 
mehrere, die auf das Wort verzichtet haben und zwar in der Erwartung, 
daß die Debatte geſchloſſen wäre und ſich keine folgenden Redner mehr mels 
den würden. Dieſe Erwartung iſt nicht in Erfüllung gegangen. Heute bin 
ich gefragt worden, ob fie nachträglich das Wort erhalten können. Ich möchte 
dies nicht ausſprechen, ehe ich den Willen der 
abe. (Stimmen: unbedingt!) Ich frage, ob Jemand etwas dagegen hat. 

Diejenigen, welche es nicht wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Es erheben ſich 
nur wenige Mitglieder.) Ich werde daher dieſen Rednern noch das Wort 
geben. Ferner bemerke ich, daß ich allerdings ausgeſprochen habe, ich wünſchte 
in dieſer hochwichtigen Angelegenheit Niemand das Wort zu verſagen. Aber 
Alles muß ein Ende haben, und es ſcheint in der That, als wenn der Ge⸗ 
genſtand ſich feiner Erſchöpfung näherte. Ich werde alſo, nachdem diejenigen 
Redner, welche verzeichnet ſind, geſprochen haben, ehe ich anderen das Wort 
gebe, die hohe Verſammlung fragen, ob fie den Schluß der Debatte wünſche. 
Ich bitte den Herrn Referenten, ſeinen Platz wieder einzunehmen. 

Abg. von Wüllenweber: Ich hoffe, daß bei der bevorſtehenden Ab⸗ 
ſiimmung möglichſt Einſtimmigkeit herrſchen möge. Fern ſei jede Furcht, die 
von ängſtlichen Gemüthern anſcheinlich zu Gunſten des Königthums vorge⸗ 
bracht werden möchte, daß durch größere Entwickelung der Verfaſſung, durch 


Verleihung mehrerer Rechte an die Stände das Anſehen und die Macht der 


Krone geſchmälert werden könnte. Mit nichten! Wir ſind Deutſche, Preußen, 
treu und ergeben der Krone, unferem von Gott geſetzten angeſtammten Ober- 
haupte, Seine Sache iſt die unſere und unſere die Seine, wir ſtehen Ihm 
bei in guten und in böſen Tagen. Schützen und ſtützen wir den Thron, ſo 
fHügen und ſtützen wir uns ſelbſt — jedoch wächſt auch der König an Macht 
und Anſehen, der die Rechte und Anſprüche ſeines Volkes gehörig zu 
wahren weiß. 5 
Abg. Zimmermann aus Spandau: Die rechtliche Vegründung des 
Antrages auf die Periodizität des Landtags, hohe Verſammlung, iſt durch 
meinen geehrten Kollegen aus Prenzlau fo hinlänglich motivirt worden, daß 
ich derſelben überall beitrete, daher nicht darauf zurückkomme. Ich erlaube 
mir vorweg nur einige Bemerkungen gegen die Bedenken geltend zu machen, 
die ſeitens des Herrn Juſtiz-Miniſters erhoben worden ſind. Es iſt in der 
Rede des Herrn Juſtiz⸗Miniſters geſagt: daß ein großer Unterſchied beſtehe 
zwiſchen Geſetzen, die eine Erwartung erregen, und ſolchen, die Rechte ver⸗ 
leihen. Es iſt mir nicht klar, was das für Geſetze find, die blos Erwar⸗ 
tungen erregen. Aber das ſcheint mir klar, daß aus jedem Geſetz der Ans 
ſpruch entſteht, daß daſſelbe realiſirt werde Nur ſo und nicht anders kann 
uch ſolche Geſetze verſtehen, welche Erwartungen erregen. Der Herr Juſtiz⸗ 
Miniſter hat ferner erklärt, daß jedes Geſetz nur aus dem Gedanken erklärt 
werden müſſe, welchen der Geſetzgeber habe hineinlegen wollen, und bemerkt, 
daß dies ſtets anerkannt worden iſt. Allerdings. Aber ich glaube, daß, wo 
der Wortſinn eines Geſetzes völlig klar iſt, es nicht darauf ankommen kann, 
zu unterſuchen, welchen Gedanken der Geſetzgeber gehabt hat. Inſofern die 
alljährliche Rechnungslegung ein periodiſches Geſchäft iſt, fo ſcheint mir daraus 
nothwendig zu folgen, daß der Körper, auf den dieſe periodiſche Thätigkeit 
Bezug hat, auch Periodizität haben muß. Anders kann ich mir den inneren 
e nicht denken. Ich glaube aber ferner, daß hier nicht der 
t iſt, juriſtiſche Bedenken klar zu machen; dieſe gehören in die Hörſäle der 
Atademicen. Wenn hier die Frage entſteht, ob ein nicht realiſirtes Geſetz 
ausgeführt werden ſoll, ſo iſt allein der Grund maßgebend, ob daſſelbe für 
die Wohlfahrt des Vaterlandes erſprießlich iſt. Angenommen, das frühere 
Geſetz habe die ſtändiſchen Ausſchüſſe vorgeſchrieben, wie das jetzige Geſetz, 
und das jetzige Geſetz den centralſtändiſchen Körper in der Geſtalt des früheren 
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Geſetzes, fo würde man ſich für das jetzige ausſprechen müſſen, wenigſtens 
nach den Grundſätzen, die in der Mehrheit hier geltend geworden ſind, und 
man würde den Nachweis entſcheiden laſſen, daß die frühere Anordnung dem 
Wohl des Vaterlandes nicht erſprießlich iſt. Wenn nun der König erklärt 
hat, daß er unter ſein Volk treten und die Wünſche deſſelben direkt aus dem 
Munde ſeiner Vertreter hören will, ſo ſcheint mir darin eine neue Stufe der 
Vervollkommnung betreten zu ſein. Wollen wir aber auf dieſem Wege fort⸗ 
gehen, ſo iſt nothwendig, daß das Leben einer ſolchen Verſammlung geſichert 
ſein muß, und dieſes finde ich nur in dem centralſtändiſchen Körper, der jetzt 
als ein ſolcher bezeichnet iſt. Die Ausſchüſſe können dieſe Aufgabe nicht er⸗ 
füllen; denn Se. Majeftät der König würde dann nur die Meinungen ein⸗ 
zelner weniger Perſonen erfahren, nicht aber den Ausdruck des Volkes, der 
Nation, und es ſcheint mir eben in dem Hauptzwecke des ſtändiſchen Lebens 
zu liegen, daß die Vertretung ſo zahlreich wie möglich ſein muß, um ſo viel 
wie möglich die Meinung der Nation zu erfahren. Dieſer hohe Zweck ſcheint 
mir vereitelt durch die Ausſchüſſe, und aus dem Grunde muß ich mich auch 
gegen die Ausſchüſſe erklären. Was aber nun die definitive Beſtimmung der 
Friſten der Wiederkehr des Vereinigten Landtages betrifft, ſo kann ich mich 
für eine jährliche Wiederkehr nicht entſcheiden. Ich glaube der hohen Ver⸗ 
ſammlung unmaßgeblich vorſchlagen zu müſſen, ſich nur für eine zweijährige 
Wiederkehr zu erklären; denn unſer ſtändiſches Leben hat eine ſolche Glie⸗ 
derung durch Provinzial-Stände, Kommunal⸗Stände und Kreis⸗Stände, wie 
kein anderer Staat auf Erden. Ich glaube, daß in dieſer Gliederung die 
Garantie liegt, daß ein Bedürfniß, die centralſtändiſche Verſammlung all⸗ 
jährlich einzuberufen, nicht anerkannt werden kann. 
N (Vielfaches lautes Bravo!) g 

Marſchall: Der Herr Abgeordnete Winzler hat das Wort verlangt; 
ich bin aber ungewiß darüber, ob er über dieſen Abſchnitt oder über einen 
ſolgenden zu ſprechen wünſcht? 

Abg. Winzler: Wenn in den früheren geſetzlichen Beſtimmungen feſt⸗ 
ſteht, daß wir nur für Velaſtung des Volkes, aber niemals für Erleichterung 
ſeiner Laſten wiederkehren ſollen, ſo muß dadurch alles Vertrauen im Volke 
ſchwinden. Ich halte cs deshalb nicht blos für nothwendig und nützlich, ich 
halte es vielmehr für unabweisbar, daß wir das, was wir jetzt wünſchen, 
wollen und berathen, auf irgend eine Weiſe von Sr. Majeſtät erbitten und 
erſtreben. Dazu giebt es aber nur einen Weg, einen Weg, der zum Ziele 
führen muß, aber auch würdig iſt, indem durch Einheit in den Anträgen der 
Verſammlung auch Einheit der Stimme des Volkes von uns repräſentirt 
wird. Ich erlaube mir deshalb an die hohe Verſammlung und den Herrn 
Marſchall die Frage, ob es nicht zur Vereinigung in Eine Stimme an Se. 
Majeſtät den König in dieſer hochwichtigen Angelegenheit führen könnte, wenn 
der Herr Marſchall die Frage dahin formulirte, daß fie zugleich auf das 
Recht, auf die Nützlichkeit und auf die Nothwendigkeit gerichtet würde. 

Marſchall: Was die Frageſtellung betrifft, fo will ich mir das Nähere 
darüber für den Schluß der Debatte vorbehalten. Gegenwärtig hat der Herr 
Abgeordnete Prüfer das Wort. 

Abg. Prüfer: Ich habe mich der Anſicht nicht anſchließen können, die 
ein geehrter Redner aus der Rheinprovinz geſtern von dieſer Tribüne aus 
ſprach, in welcher er einen Ruf aufſtellte, daß ſich der Landtag zum Hüter 
der Regierung bereit machen ſollte. Ein ſolcher Ruf, glaube ich, iſt noch 
nicht noͤthig; wir haben uns über unſere Regierung nicht zu beklagen; ich 
meine, wir können froh und getroſt ihr uns unterwerfen, und werden wir 
dadurch auch gleichzeitig dieſes Vertrauen im Volke nähren und fördern. 
(Vielſtimmiges Bravo!) Das iſt namentlich der Grund, es iſt das Vertrauen, 
was mich durch und durch beſeelt, daß ich eine Wahl des Ausſchuſſes und 
der Deputation für durchweg überheblich halte. Es kann die hohe Staats⸗ 
Regierung die vorhandenen Rechnungen dem Vereinigten Landtage dann in 
ihrer Geſammtheit vorlegen, und ich hoffe, wir werden niemals Urſache haben, 
uns zu beklagen. Darf ich einen Augenblick die hohe Verſammlung in Anz 
ſpruch nehmen, ſo will ich noch einmal an das Patent vem 3. Februar und 
an die Königliche Votſchaft vom 22. April erinnern. In ihnen ſehe ich die 
Verheißung, daß Se. Majeſtät der König entſchieden ausgeſprochen hat, daß 
er den angelegten Bau des ſtändiſchen Lebens fortentwickeln werde, und ich 


hege die frohe Hoffnung und nähre fie beſtändig, daß Se. Majeſtät billigen 


Bitten und Wünſchen des Volkes, billigen Wünſchen und Bitten feiner 
Stände nachgeben und eine angemeſſene Wiederkehr des Vereinigten Land⸗ 
tages gewähren werde, ſo weit es mit dem wahren Wohl des Volkes ver⸗ 
träglich iſt. — Aus dieſen kurz entwickelten Gründen habe ich der hohen Ver⸗ 
ſammlung die Annahme der Relation der Abtheilung gehorſamſt empfehlen 
wollen. (Vielſtimmiges Bravo!) 

Abg v. Zychlinski: Erſt des jetzt regierenden Königs Majeſtät haben 
auf dem von ſeinem erhabenen Ahnherrn gelegten Fundament das ſtändiſche 
Werk ins Leben gerufen. Mit Vertrauen hat er es uns gegeben. Wohlan, 
meine geehrten Herren, laſſen Sie uns mit demſelben Vertrauen entgegen⸗ 
kommen, daß das Vaterland von uns ſagen möge, daß, wenngleich wir hier 
in dieſem Saale verſchiedenen Glaubens, verſchiedener Anſicht find, in einem 
Gefühle find wir gleich, in der Liebe und dem Vertrauen zum König. Laſſen 
Sie uns, meine Herren, nicht an dem rütteln, was wir eben erſt erhalten 
haben, von dem wir noch keine Erfahrung haben. Es iſt viel leichter nieder⸗ 
zureißen, als aufzubauen; ein Vand der Liebe und Verehrung umgiebt den 
König und ſein Volk. Vertrauen ruht zwiſchen Beiden. Angenommen, meine 
Herren, Sie hätten von Ihren Rechten irgend etwas verloren, was ich Ihnen 
nicht zugeſtanden habe, ſo ſage ich Ihnen, es giebt eine gewiſſe zarte Rück⸗ 
ſicht, eine Konvenienz, eine Pietät für den König, denn des Vaterlandes 
theuerſtes Palladium bleibt ſein König. . 

Abg. Sattig: Ich habe die Ueberzeugung, daß nach den früheren Ge⸗ 
fegen ein Recht beſtehd, die periodiſche Zuſammenberufung der Reichsſtände zu 
verlangen. Wenn es ſich aber darum handelt, ob wir Se. Mojeftät den 
König um Anerkennung dieſes Rechts bitten wollen, fo halte ich dies für 
eine Form, die nicht erforderlich iſt. Ich bin der Meinung, daß es ausreicht, 
Sr. Majeſtät offen zu fagen: wir halten es für unſer Recht, die periodiſche 
Wiederkehr der Reichsſtände zu verlangen. Wir ſprechen dieſe Anſicht frei 
und unumwunden aus; wir bitten aber, uns die Ausübung dieſes Rechts 
geſtatten zu wollen, um ſo mehr, als Gründe der Nothwendigkeit und Nütz⸗ 
lichkeit gleichfalls dafür ſprechen. 
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allein für nützlich, ſondern 
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Marſchall: Früherhin ſchon hat der Herr Abgeordnete von Auerswald 
das Wort 8 es aber wegen Unwohlſein nicht nehmen, weshalb 
ich ihm daſſelbe jetzt gebe. 5 
n = - 5 Ich gehöre zu denjenigen, welche ſich auch heute 
noch und auch nach den Aufſtellungen des Herrn Juſtiz-Miniſters und den 
weiteren Verhandlungen, ſo weit dieſe mir bekannt geworden ſind, von der 
Uebereinſtimmung der früheren Geſetze mit den Allerhöchſten Verordnungen 
vom 3. Februar nicht überzeugen können. Ich gehöre zu denjenigen, welche 
es nicht nur für ein Recht, ſondern in viel höherem Grade noch für eine 
ernſte, gebotene Pflicht halten, dies dem Könige anzuzeigen, aber nicht an— 
zeigen als Motiv Einzelner für elwanige Anträge des Landtages, ſondern 
anzuzeigen als Motiv der hohen Verſammlung ſelbſt, wenn und inſoweit es 
durch die Stimme derſelben anerkannt iſt. Ich gehöre ferner zu denjenigen, 
die vor Allem auf dies Motiv Werth legen, als auf das weſentlichſte und 
hauptſächlichſte, alles Andere enthaltende und in dieſer Angelegenheit andere 
Motive nicht cher. erledigen wollen, als bis dies erſte klar geworden iſt, zu 
denen alſo, die den Wunſch haben, daß wir uns zuerſt einigen und verſtän⸗ 
digen, ob wir glauben, auf den Grund früherer Geſetze und Königlicher Zus 
ſagen Se. Majeſtät den König um Anerkennung beſtehender Rechte bitten 
zu können, nächſtdem aber uns darüber verſtändigen, in welcher Weiſe wir 
aus Gründen der Nützlichkeit und inneren Nothwendigkeit dieſe Bitte ferner 
motiviren können. Ich würde mich hiernach dem Gutachten der Abtheilung 
ſowohl, als auch verſchiedenen der eingebrachten Amendements anſchließen, 
inſofern ſie das ausdrücken, was der letzte geehrte Redner vor mir erwähnt 
hat, infofern nämlich. klar, deutlich und pure daraus hervorgeht, daß die 
Verſammlung und bis zu welchem Grade fie ſich über den Anſpruch auf An⸗ 
erkennung beſtehender Rechte ſeitens Sr. Majeſtät des Königs geeinigt hat, 
und inwiefern fie zweitens in den Nützlichkeitsgründen übereinftimmt. 

Abg. Neitſch: Die Wahrheit zu fagen, ſteht weder mit der Ehrfurcht, 
noch mit Liebe und Treue gegen den König in Widerſpruch, ſondern ſie wird 
vielmehr durch dieſelbe als Pflicht, als Beweis des Vertrauens gegen Ver⸗ 
trauen gefordert. Laſſen Sie uns daher in dem Antrage Vereinigung finden, 
die Gründe darzulegen, nach welchen die vollkommene Uebereinſtimmung der 
Verordnungen vom 3. Februar d. J. mit den früheren Geſetzen nicht gefun⸗ 
den wird, und um geeignete Abänderung dieſer Verordnungen bitten. In 
dieſer Bitte finde ich kein Vergeben von Rechten, fie trägt ja das Rechtsbe⸗ 
wußtſein in ſich. ; 

Abg. Frhr. v. Gaffron: Es wäre beklagenswerth, wenn wegen einer 
Spaltung der Anſichten die Einmüthigkeit unſeres Beſchluſſes verfehlt würde 
und wir dadurch den allgemeinen Wunſch nicht erreichten. Ich kann weder 
dem Amendement eines geehrten Abg. der ſchleſiſchen Ritterſchaft, der zuerſt 
in dieſer Debatte geſprochen, noch dem des geehrten Abg. aus Weſtphalen 
beipflichten. In Beziehung auf die Zeiträume der Wiederkehr des Landtages 
muß ich eine Anſicht, einen Wunſch ausſprechen, der Ihnen, meine Herren, 
vielleicht mißfallen dürfte; aber ich glaube, daß die offene Darlegung meiner 
Ueberzeugung in dieſer Sache mich von dem Verdacht freiſprechen wird, als 
ob ich durch meinen Vorſchlag der periodiſchen Wiederkehr irgendwie hem⸗ 
mend entgegentreten wollte; es iſt derſelbe vielmehr auf praktiſchen Rückſich⸗ 
ten begründet. Wenn nämlich zweijährige Zeiträume für die Einberufung der 
Landtage beliebt und genehmigt werden, fo muß ich auf die dazwiſchen ſtatt⸗ 
findende Einberufung unſerer Provinzial-Landtage hinweiſen, die wir noch 
unter langer Zeit und bei Preußens eigenthümlicher Lage vielleicht nie ent— 
behren können. Wenn nämlich alle 2 Jahre der Provinzial-Landtag und eben 
fo oft der Vereinigte Landtag zuſammenkommt, fo müßte eine dieſer Ver- 
ſammlungen jährlich ftattfinden, und es würde die Verwaltung bei aller 
Pflichttreue nicht im Stande ſein, ohne Veeinträchtigung ihrer allgemeinen 
Geſchäfte für die jedesmaligen Landtage die nothwendigen Vorbereitungen zu 
treffen. Ich ſage, ungeachtet der größten Aufopferung und Pflichttreue; denn, 
trotz aller Angriffe, welche die Adminiſtration bereits von dieſer Stelle aus 
erfahren hat, muß ich dennoch unſere Verwaltung als eine gute und wohl— 
geordnete erkennen und kann die Beamtenwelt keines anderen Staates höher 
als die Preußens ſtellen. Cben ſo würden bei der jährlichen abwechſelnden 
Wiederkehr der Provinzial- und der Vereinigten Landtage, ungeachtet alles 
Patriotismus, viele achtbare Männer aus unſerer Mitte ſcheiden müſſen, da 
nicht Jedem ſeine Privatverhältniſſe geſtatten, alljährlich auf ſo lange Zeit 
dieſelben hintanzuſetzen. Den baaren Koſtenpunkt will ich ganz unerwähnt 
laſſen. Ich habe deshalb ein Amendement eingereicht, den Vorſchlag auf all 
Zjährige Einberufung des Vereinigten Landtags enthaltend. Wenn Se Maj. 
der König geruhen wollten, innerhalb 3 Jahren einmal den Vereinigten Land 
tag und einmal die Provinzial-Landtage zuſammenzurufen, ſo würden die 
Landtage in Zwiſchenräumen ſich folgen, welche in praktiſcher Hinſicht minder 
beengend ſein dürften. Ich mache darauf aufmerkſam, daß die 3jährige Land— 
tags⸗Periode ſich vielleicht günſtiger mit den Verwaltungs-Geſchäften in Bes 
zug auf den alle 3 Jahre vorzulegenden Finanzetat in Einklang bringen läßt, 
und ohne der Meinung der hohen Verſammlung vorzugreifen, habe ich auf 
dieſe Rückſichten zur Begründung meines Amendements hindeuten wollen. 

Abg. Graf Saurma-Jeltſch: Ich erlaube mir ergebenſt anzuführen, 
daß ich vorzüglich deshalb gegen die periodiſche Zuſammenberufung des Vers 
einigten Landtages ſtimmen zu müſſen glaube, weil für den Fall, daß Se. 
Maj. der König geruhen ſollten, eine ſolche Berufung beſtimmt zu verſpre⸗ 
chen, es nach meiner Anſicht künftig nicht füglich mehr möglich ſein würde, 
einen Vereinigten Landtag weniger zahlreich, als den gegenwärtigen, in das 
Leben zu rufen, was doch wohl vielleicht wünſchenswerth erſcheinen dürfte. 

Abg. v. Gudenaut Hohe Verſammlung! Ich werde für die Periodizi⸗ 
tät unſerer Verſammlungen und für den Wegfall der Ausſchüſſe in dem 
Sinne des Kommiſſionsantrages ſtimmen. Ich fühle mich zu dieſem Votum 
verpflichtet, weil ich dieſe Maßregeln für das Wohl des Vaterlandes nicht 
j auch für nothwendig halte. 

Abg. Riebold aus Preußen: Ich ſtimme mit der Minorität des Aus⸗ 
ſchuſſes, daß nur nach Art 19 des Geſetzes vom 17. Januar 1820 eine reichs⸗ 
ſtändiſche Verſammlung geltend zu machen ſei; ſchließe mich aber gern dem 
von dem geehrten Abg. aus Weſſphalen geſtellten Amendement an, indem ich 
hoffe, daß durch Annahme deſſelben das Glück unſeres hochherzigen Königs 
und des theuren Vaterlandes, für welches unzertrennlich jedes Herz treu und 
warm im Buſen ſchlägt, herbeigeführt werden wird. (Vravoruf.) 
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Abg. Fehr. v. Frieſen: Ich erlaube mir, ein Amendement in folgender 
Weiſe vorzutragtn: „die Kurie der drei Stände wolle beſchließen, Sr. Maj. 
dem Könige ihren ehrfurchtsvollſten Dank dafür darzubringen, daß Se. Maj. 
durch die Allerhöchſte Botſchaft auf die Adreſſe die Wiedereinberufung des 
Vereinigten Landtages innerhalb der nächſten 4 Jahre zuzuſtchern die Gnade 
gehabt haben, wodurch die Kurie die periodiſche Wiederkehr des Vereinigten 
Landtages angebahnt findet. Die Kurie der drei Stände knüpft an dieſen ih⸗ 
ren Dank, mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, insbeſondere aus inne⸗ 
ren Nützlichkeits- und Nothwendibkeitsgründen, die ehrerbietige Bitte: daß es 
Sr. Maj. gefallen möge, die periodiſche Zuſammenberufung des Vereinigten 
Landtags in beſtimmten Zeitabſchnitten auszuſprechen.“ Ich bitte, dies Amen⸗ 
dement zu ſeiner Zeit zur Abſtimmung zu bringen. 8 f ’ 

Marſchall: Ich will ſogleich fragen, ob das Amendement unterſtützt 
wird. (Es erhebt ſich die genügende Anzahl von Mitgliedern.) Es kommt zu 
ſeiner Zeit mit zur Abſtimmung. Daſſelbe habe ich noch nachträglich bei dem 
Amendement des Herrn Abg. v. Gaffron zu fragen, der auf eine dreijährige 
Einberufung anträgt. Wird auch dieſer Antrag unterſtützt? (Auch hierfür er⸗ 
hebt ſich die hinreichende Anzahl von Mitgliedern, und die Abg. Müller aus 
Weſel, ſo wie v. Monteton, welche ſodann aufgerufen werden, verzichten auf 
das Wort.) . a 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich werde mir die Ehre geben, ein Amende⸗ 
ment vorzuſchlagen, in dem, wie ich mir zu bemerken erlauben darf, meine 
Meinung ſich mit der des Abg. aus Weſtphalen vereinigt hat. Das Amen⸗ 
dement iſt folgendes: „Der Landtag möge beſchließen, an Se. Maj. den Kö⸗ 
nig die allerunterthänigſte Bitte zu ſtellen, Allerhöchſtderſelbe wolle in Aner⸗ 
kennung des in der früheren Geſetzgebung begründeten Rechtsanſpruchs, ſowie 
aus Gründen der Nützlichkeit, die regelmäßige jährliche Einberufung des Ver⸗ 
einigten Landtags huldreichſt ausſprechen, inſofern aber die periodiſche Wie— 
derkehr in fo kurzen Friſten nicht für angemeſſen befunden werden follte, ver— 
mittelſt einer dem Vereinigten Landtage vorzulegenden Propoſition auf legis⸗ 
latoriſchem Wege einen entſprechenden Turnus Allergnädigſt feſtſtellen zu laſ⸗ 
ſen geruhen.“ 

Marſchall: Ich muß fragen, ob das von dem Herrn Grafen von 
Schwerin geſtellte Amendement Unterſtützung findet? (Wird hinr. unterſtützt.) 

Abg. Graf v. Renard: Das Amendement, welches ich theilweiſe im 
Einklange, theilweiſe im Gegenſatze mit dem Abg. aus der Provinz Pom⸗ 
mern zu ſtellen mir erlaube, lautet folgendermaßen: „In Verückſichtigung der 
aus der früheren Geſetzgebung ſich darſtellenden Rechtsgründe der Nützlichkeit, 
ja der inneren Nothwendigkeit einer geſetzlich in beſtimmten Zeiträumen ein⸗ 
tretenden Wiederkehr des Vereinigten Landtags dieſe Allergnädigſt ausſprechen 
zu wollen, und wegen Beſtimmung des Zeitraums, inſofern Sr. Majeſtät 
Weisheit eine alljährliche Wiederkehr nicht für zweckmäßig erachten ſollten 
eine Allerhöchſte Propofition dem Allerhuldreichſt bereits zugeſicherten nächſten 
Landtage vorlegen zu wollen.“ Ich nehme zur Unterſtützung dieser Faſſung 
nur in Anſpruch, daß ein Rechts-Anſpruch auch eine innere Nothwendigkeit 
iſt. Ich kann mich aber dem Worte „Anerkenntniß des Rechts“ nicht an⸗ 
ſchließen. Iſt dieſes Wort in den Amendements aufgenommen, ſo werde ich 
gegen alle Petitionen ſtimmen, auf welche es Bezug nimmt. 

Marſchall: Ich richte die Frage an die Verſammlung: ob das Amen⸗ 
dement der Herrn Grafen v. Renard Unterſtützung findet? — (Geſchieht 
ausreichend.) Diejenigen Redner, welche ſich früher gemeldet hatten, haben 
jetzt geſprochen. Es ſind deren aber noch 10, die ſich ſeitdem gemeldet haben. 
(Abſtimmung!) Unter dieſen ſind einige, welche ausdrücklich erklärt haben, 
wegen der jetzt geſtellten Amendements ſprechen zu wollen. Ich ſtelle anheim, 
ob dieſe gehört werden ſollen? (Ja wohl!) Der Hr. Abg. v. Vincke hat 
das Wort. (Dieſer betritt die Rednerbühnt.) 

Abg. v. Auerswald (vom Platz): Ich erlaube mir die Frage, ob über 
ſämmtliche Amendements oder über jedes einzeln geſprochen werden ſoll. Es 
— wohl vor der Frageſtellung die Reihenfolge der Abſtimmungen feflzus 
etzen ſein. N 

Marſchall: Es war meine Abſicht, über ſammtliche Amendements 
nach einander die Fragen zu ſtellen und ſie in einer gewiſſen Reihefolge zu 
ordnen. Ich werde mit dem am weiteſten greifenden Amendement anfangen 
und nach und nach zu denen am wenigſten fordernden übergehen. Jetzt wird 
über ſämmiliche Amendements zu ſprechen ſein, ſie ſtehen mit einander im 
Zuſammenhange; oft greift eins in das andere ein, und zum Theil ſind fie 
wenig von einander verſchieden. . 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich habe mich nur infofern mit dem neuen 
Amendement einverſtanden erklären können, als ausdrücklich darin geſagt wird, 
daß Se. Majeſtät die alljährliche Einberufung des Landtages ausſprechen 
möge, und zwar in Anerkennung eines begründeten Rechts⸗Anſpru⸗ 
ches. Ich würde mich entſchieden jedem Amendement widerſetzen, welches 
nicht das Nechts⸗Anerkenntniß als Motiv der Petition an die Spitze ſtellte, 
und inſofern ſtimme ich gegen das Amendement des Mitgliedes der Schleſi⸗ 
ſchen Ritterſchaft, welches mir nicht genügt. Sobald aber das Anerkenntniß 
des Rechtsanſpruches darin iſt, habe ich nichts einzuwenden und finde über- 
haupt den einzigen Unterſchied zwiſchen dieſem Amendement und dem meini— 
gen darin, daß außerdem noch die Gründe der Nützlichkeit und Nothwendig⸗ 
keit mit angeführt find. N 

Marſchall: Will der Herr Abgeordnete von Leipziger, welcher ums 
Wort gebeten hat, über das Amendement ſprechen? 

Abg. v. Leipziger: Ich habe nur zu bemerken, daß ich deshalb gege 
das von Vinckeſche Amendement ſtimme, weil ausdrücklich darin geſagt iſt 
„in Anerkennung der Rechte“. Ich kann aber nicht zugeben, daß wir dieſe 
Rechte wirklich befigen; deshalb werde ich mich dem Amendement des Herrn 
Grafen Renard anſchließen. a . N 

Abg. Graf Schwerin: Ich habe nicht geſagt, Anerkennung der Rechte, 
ſondern „der Rechtsanſprüche.“ K 

Staats⸗Miniſter v. Savigny: Che es zur Frageſtellung überhaupt 
und insbeſondere auch über die vielen aufgeſtellten Amendements kommt, bitte 
ich nur um Erlaubniß, ganz kurz auf einige der Einwürfe zu antworten, 
die im Laufe der Debatte von mehreren geehrten Rednern gegen den von 
mir vor einigen Tagen gehaltenen Vortrag erhoben worden ſind. Wenn die⸗ 
ſer Vortrag ſich lediglich auf den Rechtspunkt bezog und auch jetzt noch der 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) . 
Rechtspunkt ein ſehr wichtiges Element bei den hier verfochtenen Meinungs⸗ 
Verſchiedenheiten bildet, ſo iſt es nöthig, dasjenige, was ich darüber gejagt, 
gegen jene Einwendungen, fo weit ich es nöthig finde, zu ſchützen. Beſon⸗ 
deren Widerſpruch hat man eingelegt gegen die von mir aufgeſtellte Behaup- 
tung, daß in dem Geſetze von 1820 enthalten ſei ein Geſetz über Staats⸗ 
ſchulden und nicht über die Staats⸗Verfaſſung, daß es alſo gerichtet ſei an 
die Staatsgläubiger, um dieſen Vertrauen zu erwecken, und nicht an das 
Volt, um dieſem eine Verfaſſung zu geben. Ich habe geglaubt und glaube 
noch jetzt, daß dieſe Anſicht ſich rechtfertigt, ſowohl durch die Ueberſchrift, 
als durch die Einleitung, als durch den ganzen Zuſammenhang des Geſetzes. 
Es ſind jedoch von mehreren geehrten Rednern einzelne Gründe dagegen gel⸗ 
tend gemacht worden, und auf diefe erlaube ich mir jetzt kurz einzugehen. 
Zuerſt hat ein geehrter Redner hervorgehoben, es würden bindende Erklarun⸗ 
gen an die Kreditoren in der Regel nur abgegeben zu der Zeit, wo eine 
Schuld kontrahirt werde, nicht aber, wie es im Geſetze von 1820 geſchehen 
ſei, nach längerer Zeit. Daraus wird geſchloſſen, daß dieſes Geſetz nicht die 
Hauptbeſtimmung habe, eine bindende Erklärung abzugeben gegen die Kre⸗ 
ditoren, daß es alfo an das Volk gerichtet und daher als ein Verfaſſungs⸗ 
Geſetz zu betrachten ſei. Ich mache aber aufmerkſam auf den Hauptzweck 
des Geſetzes, und dieſer Hauptzweck des Geſetzes lag notoriſch darin, daß die 
zu verſchiedenen Zeiten und unter verſchiedenen Bedingungen kontrahirten 
Schulden in Eine Maſſe zuſammengeſchlagen und unter einer gemeinſamen 
Behandlung vereinigt werden ſollten, daß insbefondere den Kreditoren eine 
gemeinſame befriedigende Hypothek gegeben werden ſollte, und daß ſie beruhigt 
werden ſollten durch eine in feierlicher Form abgegebene geſetzliche Erklärung, 
welche fie ſchütze gegen die Gefahr, daß die Staatsmittel, die zu ihrer Be⸗ 
friedigung nöthig ſein möchten, durch neue, willkürlich kontrahirte Schulden 
ihnen entzogen werden könnten. Dieſe notoriſche unzweifelhaften und nie be⸗ 
ſtrittenen Zwecke des Geſetzes machlen es nothwendig, eine ſolche Erklärung 
abzugeben für die Kreditoren, ohne Rückſicht darauf, daß das Schuldverhält⸗ 
niß kängſt kontrahirt war, und damit iſt der gegen meine Behauptung ge⸗ 
machte Einwurf beſeitigt. Ein zweiter Einwurf wird hergenommen aus dem 
letzten Satze, der ſich in der Einleitung des Geſetzes befindet. In dieſem letz⸗ 
ten Satze des Geſetzes, wurde geſagt, ſei die Rede von etwas Anderem, als 
dem Verhältniß zu den Kreditoren, es ſei die Rede von Befeſtigung des Ver⸗ 
trauens, die Beſeſtigung des Vertrauens beziehe ſich aber auf die allgemeinen 
Staats⸗Verhältniſſe des Landesherrn zu den Unterthanen, und darum ſei 
hier von einem viel weiteren Gegenſtande die Rede, als von dem engen Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen Schuldnern und Kreditoren. Auf der einen Seite nun iſt 
er Begriff des Vertrauens an und für ſich ein ſehr unbeſtimmter und be⸗ 
kommt Beſtimmtheit erſt durch den Gegenſtand, auf welchen ſich das Ver⸗ 
trauen beziehen ſoll. Es fragt ſich alſo, wenn von Vertrauen die Rede iſt, 
zu welchen Kräften, Geſinnungen und Handlungsweiſen das Vertrauen aus⸗ 
eſprochen werde? Wenn ich die gegen meine Behauptung aufgeſtellte Er⸗ 
lärung dieſes Wortes in ihrem ganzen Zuſammenhange betrachte, ſo lautet 
die Stelle fo: „Wir hoffen dadurch und durch die von Uns beabſichtigte 
uftige Unterordnung diefer Angelegenheit unter die Reichs⸗ 
ſtände das Vertrauen zum Staate und zu ſeiner Verwaltung zu befeſtigen 
und Unſeren aufrichtigen Willen, allen Staatsgläubigern gerecht zu werden, 
um ſo unzweideutiger an den Tag zu legen, als Wir zugleich wegen Sicher⸗ 
ellung, ſo wie wegen regelmäßiger Verzinſung und allmäliger Tilgung aller 
taatsſchulden, das Nöthige unwiderruflich hiermit feſtſetzen.“ Hier alſo iſt 
nur von dem Vertrauen die Rede, welches die Kreditoren in die Regierung, 
alſo in den Schuldner, zu ſetzen aufgefordert werden, wozu fie veranlaßt 
werden ſollen durch den ganzen Juhalt des nun folgenden Geſetzes. Mit 
anderen Worten, das Vertrauen iſt hier nicht ein allgemeines, was das Ver⸗ 
hältniß des Landesherrn zu den Unterhanen betrifft, ſondern das ſpezielle 
ertrauen, was man außerdem mit dem nichtdeutſchen Ausdruck Kredit zu 
ejeichnen pflegt, und das iſt wieder viel mehr eine Beſtätigung als Wider⸗ 
legung der von mir aufgeſtellten Behauptung. Nicht anders verhält es ſich 
mit der von einem anderen geehrten Redner geltend gemachten Stelle am 
Schluſſe des erſten Paragraphen des Geſetzes. Es wird behauptet, hier fei 
ein allgemeines Rechtsverhältniß der Staaks⸗Unterthanen erwähnt, alſo nicht 
blos das ſpezielle Verhältniß zwiſchen Kreditor und Schuldner bezeichnet. Es 
it hier allerdings die Rede von allen hier im Staatsverbande befindlichen 
denden, aber in welchem n kommen dieſe Worte vor? Nach⸗ 
em die Summe von 180 Millionen Thalern als Totalſumme der Staats⸗ 
ſchulden aufgeſtellt war, fährt das Geſetz fort: II. Wir erklären dieſen 
Staatsſchulden⸗Etat auf immer für geſchloſſen. Ueber die darin ange⸗ 
gebene Summe hinaus darf kein Staatsſchuldſchein oder irgend ein an⸗ 
deres Staatsſchulden- Dokument ausgeſtellt werden. — Sollte der Staat 
künſtighin zu feiner Erhaltung oder zur Förderung des allgemeinen Beſten in 
die Nothwendigkeit kommen, zur Aufnahme eines neuen Darlehns zu ſchrei⸗ 
ten, ſo kann ſolches nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der künftigen 
reichsſtändiſchen Verſammlung geſchehen.“ In welchem Zuſammenhange wird 
alſo der im Staate befindlichen Glieder erwähnt? Dieſer Ausdruck ift offen⸗ 
bar nichts Anderes, als eine Umſchreibung der Staatsſchulden, eine Charak⸗ 
FERNE derſelben im Gegenfag zu den Provinzialſchulden, zu den Kommunale 
ſchulden ern den Schulden der einzelnen Privat⸗Perſonen. Es iſt alſo ledig⸗ 
lich von einer Umſchreibung des Ausdrucks: Staatsſchulden, die Rede, alſo 
lediglich von dem Verhältniß des Staates zu den Kreditoken, fo daß alfo 
auch in dieſer Stelle mehr eine Beſtätigung, als eine Widerlegung der von 
mir auſgeſtelllen Behauptung liegt. 

Staats⸗Miniſter Uhden: Ich werde die Verſammlung nicht lange auf⸗ 
halten. Die Gründe und Gegengründe, die über den Rechtspunkt vorgetra⸗ 
gen worden, find von beiden Seiten mit ſehr ſcharfſinnigen Worten geführt 
worden. Ich muß aber auf der anderen Seite mein Stillſchweigen brechen, 

amit die Verſammlung nicht der Meinung iſt, als wenn ich in dieſem we⸗ 
ſentlichen Punkte mit meinen Herren Kollegen diſſentire. Ich bin mit ihnen 
völligem Einverſtändniſſe, theile auch jetzt noch dieſe Anſicht und trete den 
ründen, die zur Widerlegung der gegenſeitigen Anſicht vorgebracht worden 
ind, und die mein Herr Kollege ausführlich vorgetragen hat, vollkommen 
ei. Ich werde aber keine neue Rechtsausführung vorbringen, weil uns das 


zu keinem Reſultate führen würde. Die Frage über den Rechtspunkt glaube 
ich deshalb als beſeitigt annehmen zu müſſen. Ich erkläre aber, wie dadurch 
meines Erachtens nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Verſammlung oder ein 
Theil derſelben in der Petition ihre Bitte durch Rechtsgründe motivire, die 
ſie in der frühern Geſetzgebung zu finden und für ſich anzuführen glaubt. 
Landtags-Kommiſſar: Nur auf kurze Zeit muß auch ich noch 
Ihre Aufmerkſamkeit in Auſpruch nehmen. Die Rechtsgründe, aus welchen 
ein Theil der hohen Verſammlung glaubt, weitere Befugniſſe in Anſpruch 
nehmen zu dürfen, als ihr ſolche die Geſetzgebung vom 3. Februar gegeben 
hat, find von meinen verehrten Kollegen, den Juſtiz-Miniſtern, bereits voll⸗ 
ſtändig beleuchtet worden; ich aber glaube es der Verwaltung ſchuldig zu 
ſein, abgeſehen von dieſen Rechtsgründen, oder vielmehr von der Annahme 
ausgehend, daß ſolche Rechtsgründe nicht exiſtirten, über die Geſichtspunkte 
kurze Rechenſchaft zu geben, welche bei derjenigen Organiſation und Gliede⸗ 
rung der ſtändiſchen Verſammlungen, wie ſolche durch die Geſetze vom Zten 
Februar ins Leben gerufen ſind, vorgeſchwebt haben Ich berühre hierbei 
nur zwei Gegenſtände, die Periodizität und die Vereinigten Ausſchüſſe, nicht 
aber einen dritten, der, wie ich glaube, vorgreifend in die Debatte gezogen 
iſt, ich meine die Landes-Deputation für das Staats-Schuldenweſen. Auf 
dieſe wird eine ſpätere Frage des Gutachtens der Abtheilung zurückführen, 
und ich werde dann Gelegenheit finden, mich darüber auszuſprechen. Als 
des Königs Majeſtät die Geſetze vom 17. Januar 1820 und vom 5. Juni 
1823 in ihren unerfüllten Theilen zu Erfüllen, als er die Proviſoria, welche 
fie enthielten, in Definitiva zu verwandeln Sich entſchloſſen hatte, da war es 
zugleich Sein hochherziger Entſchluß, den Vollgehalt der Rechte, welche 
Er Seinen Ständen, ſei es in Anerkennung der früheren Verheißungen Seis 
nes in Gott ruhenden Herrn Vaters, ſei es aus eigener freier Bewegung, 
beilegen wollte, nur einer Verſammlung anzuvertrauen, die mit dem vollſten, 
unzweifelhafteſten Rechte als eine ſtändiſch gegliederte Vertretung Seines Vol⸗ 
kes angeſehen werden kann und muß. Darum berief Er die Provinzial-Land⸗ 
tage in ihrer Totalität um ſeinen Thron; und daß Er dies gethan, das hat, 
wie ich aus vielfachen Aeußerungen in dieſer Verſammlung vernommen, un» 
ter Ihnen und im Volke allgemein dankbare Anerkennung gefunden. Er that 
es aus freiem Entſchluſſe, da, wie nirgends widerſprochen, das Geſetz vom 
5. Juni 1823 auch nach ſeiner ſtrengſten Deutung Ihm die volle Freiheit 
ließ, jede beliebige, aus den Provinzial⸗Landtagen hervorgehende Fraction 
mit dieſen Berechtigungen zu bekleiden. Als dieſer Entſchluß zur Ausführung 
gebracht werden follte, da drängte ſich allerdings die Frage auf: ob denn 
alle Functionen, die überhaupt den Centralſtänden zu geben beſchloſſen war, 
auf eine wirklich zweckmäßige Weiſe von einer ſo zahlreichen Verſammlung 
und zwar von ihr allein zu übernehmen ſein würden. Nach der Intention 
Sr. Majeſtät durfte keine dieſer Functionen dem Vereinigten Landtage ent⸗ 
zogen werden; er mußte den Vollgenuß dieſer Befugniſſe haben. Aber damit 
war nicht ausgeſprochen, daß er dieſe Rechte allein und ausſchließlich haben 
ſollte. Es drängte ſich die Frage auf: ob die Berathung weitläuftiger orga⸗ 
niſcher Geſetze in einer Verſammlung von beinahe 600 Perſonen wirklich 
zweckmäßig vorgenommen werden könne, oder ob eine kleinere Verſammlung 
dazu geeigneter ſei. Es drängte ſich die Frage auf: Ob für dieſen und andere 
Gegenſtände der große Apparat einer ſolchen Verſammlung im richtigen Ver⸗ 
hälkniß zu dem Zwecke ſtehe? Es drängte ſich die Frage auf: ob der damit 
verbundene National⸗Aufwand dieſes Verhältniß nicht überſchreite? Es find 
in dieſer Verſammlung bereits die Koſten hervorgehoben worden, welche der 
Landtag veranlaßt; es hat dieſe Anführung Zeichen der Unzufriedenheit in 
der Verſammlung erregt. Ich meine aber mit dem National-Aufwande nicht 
die baaren Koſten allein, ſondern den großen Aufwand an Zeit und Kraft 
einer Verſammlung von 600 der angeſehenſten und einflußreichſten Männern 
des Landes, deſſen Kapitalwerth die dem Lande unmittelbar zur Laſt fallen⸗ 
den Koſten bei weitem überragt. Es wurde ferner erwogen, daß eine weni⸗ 
ger zahlreiche Verſammlung, wenn ſie aus der Wahl der größeren hervor⸗ 
geht, wenn ſie, wie nicht anders erwartet werden darf, hervorgeht aus dem 
Entſchluß, nur die Tüchtigſten zu wählen, eine Verſammlung darſtellen 
werde, welche, gleichſam die Quinteſſenz der Kräfte der ganzen Verſamm⸗ 
lung in ſich ſchließend, für den legislativen Beirath vorzugsweife geeignet fein 
würde. Aus dieſen Rückſichten, meine Herren, wurde der Beſchluß gefaßt, 
einen Theil jener Function, konkurrirend mit der größeren Verſammlung, 
einer kleineren zu übertragen, und zwar einer Verſammlung, die aus der 
größeren, durch Wahl hervorgehend, diejenige Vollmacht erhalte, welche 
ihr das Geſetz überwies, einer Verſammlung, welche allerdings den reichs— 
ſtändiſchen Charakter eben fo gut erhielte, wie die größere Verſammlung, 
aber mit beſchränkten Befugniſſen. Ich komme auf die vielfach erörterte 
Frage nicht zurück: Ob einer ſolchen Geſtaltung rechtliche Vedenken entge⸗ 


x 


genftchen möchten? Nur die Verfiherung will ich wiederholen, daß unter 


den 18 Räthen der Krone, welche in Beziehung auf die neue ſtändiſche Ge⸗ 
feggebung von Sr. Majeſtät dem Könige zu Rathe gezogen worden find, 
kein einziger geweſen iſt, der ein rechtliches Bedenken dagegen ansgeſprochen 
hätte, daß die von Sr Majeſtät nach freier Enſchließung zu organifirende 
Verſammlung nicht in zwei Geſtalten ihre Befugniſſe follte ausüben können. 
Demnächſt fragte es ſich, welche Befugniſſe der kleineren Verſammlung bei⸗ 
zulegen ſeien? Ich habe bereits bemerkt, daß ſie vorzugsweiſe den legislato⸗ 
riſchen Beirath geben ſollte. Es wurde ihr, wie der großen Verſammlung, 


das Petitionsrecht mit einer einzigen Beſchränkung beigelegt. Es wurden ihr 


endlich, in Beziehung auf das Staatsſchuldenweſen, die geringeren, ich möchte 
ſagen, mechaniſchen Geſchäfte überwieſen. Der großen Verſammlung wurden 
ausſchließlich vorbehalten diejenigen Functionen, wo ſie nicht blos mit Beirath 
die Krone zu unterflügen hat, ſondern mit ſelbſtſtändigem Beſchluſſe aufzu⸗ 
treten berechtigt iſt. Es wurde ihr ferner vorbehalten das Recht des Vei⸗ 
raths, wenn es ſich um Aenderung der Verfaſſung handelt, weil in dieſer 
Beziehung, nach dem Beiſpiele anderer Länder, die Nothwendigkeit hervortrat, 
eine gewiſſe Stabilität dadurch zu begründen, daß in dieſer Beziehung nur 
Beirath von der größeren Verſammlung erfordert werden ſoll. Daß zu dieſen 
engeren Verſammlungen die Ausſchüſſe, wie ſolche die Geſetze vom Jahre 
1842 konſtituirt haben, gewählt wurden, dies geſchah einestheils deshalb, weil 
dieſe Ausſchüſſe ſchon vorhanden waren und die neue Geſetzgebung ſich möglichſt 
an das Beſtehende zu halten bemüht war; dann auch deshalb, weil die Aus⸗ 
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ſchüſſe ſchon einmal vereinigt geweſen waren und die Erfahrung, wie ich 
glaube, ergeben hatte, daß dieſelben wirklich für den Zweck des legislatoriſchen 
Beiraths ein geeigneter Körper ſeien. Es wurde allerdings in Erwägung 
gezogen, daß die Zahl der Ausſchußmitglieder in Verhältniß zu der großen 
Zahl der Mitglieder des Vereinigten Landtags eine beſchränkte ſei; es würde 
aber jede andere Zahl eine willkürliche geweſen ſein; jedoch wurde auf die 
Zahl kein Gewicht gelegt, und ich glaube annehmen zu dürfen, daß, wenn in 
der hohen Verſammlung in dieſer Beziehung Wünſche auf eine Verſtärkung 
der Ausſchüſte laut geworden wären, Se. Majeſtät keinen Anſtand genommen 
haben würden, dieſen Wünſchen zu entſprechen. Dies waren die allgemeinen 
Geſichtspunkte, welche die Regierung bewogen, die ſtändiſchen Körperſchaften 
fo zu organiſiren, wie es in der Verordnung vom 3. Februar d. J. geſchehen 
iſt. „Vertrauen weckt Vertrauen.“ Dieſe ſchöne Sentenz yaben fie mehr— 
fach ſelbſt citirt. Darum, meine Herren, verargen Sie es mir nicht, wenn 
ich darauf hinweiſe, daß des Königs Majeſtät bereits erklärt haben, daß Sie, 
die hohe Verſammlung gern, oft und ſo oft um ſich ſehen würden, als Sie 
es mit Ihren Regentenpflichten vereinbar hielten, und daß die ganze Geſetz⸗ 
gebung vom 3. Februar d. J. ein Akt des höchſten Vertrauens iſt, daß es 
dieſerhalb wohl keines neuen Pfandes bedarf, wohl aber des Königs Majeſtät 
auf das Vertrauen von Seiten der Stände auch ohne neue Zuſicherungen 
Anſpruch zu machen berechtigt iſt. Ein großer Theil der Verſammlung hat 
die Anſicht ausgeſprochen, daß er die durch das Geſetz vom 3. Februar e. 
angeordnete Gliederung der ſtändiſchen Verſammlung nicht für wünſchens⸗ 
werth halte; er glaubt, daß die große Verſammlung nicht in entſprechender 
Weiſe durch die Ausſchüſſe vertreten werden könne, und es ſcheint die Abſicht 
vorzuwalten, in dieſer Beziehung Wünſche und Anträge an Se. Majeſtät 
den König zu richten. Es iſt in der heutigen Verſammlung mit wahrhaft 
beredten Worten geſchildert worden, wie die Stände ſich nicht zu ſcheuen 
brauchten, ihre Wünſche Sr. Majeſtät dem Künig vorzutragen, weil des 
Königs Majeſtät Wahrheit und Offenheit von ihnen verlangten. Ich ſtimme 
dem aus vollſter Ueberzeugung bei. Glaubt die hohe Verſammlung nach 
reiflicher Prüfung, daß eine andere Einrichtung nützlicher ſei, glaubt ſie, daß 
es nach der Thronrede, nach der Votſchaft vom 22. April an der Zeit ſei, 
dieſen Wunſch ſchon jetzt auszuſprechen, ſo thue ſie dies mit dem vollſten 
Vertrauen, daß er Aufnahme in dem Königlichen Herzen finden werde, wo 
eine Stätte iſt für alle Wünſche, für alle wohlbegründeten Wünſche Seines 
Volkes. Seine Majeſtät werden dann in Ihrer hohen Weisheit die Ent⸗ 
ſcheidung treffen, und ich vertraue zu der hohen Verſammlung, daß ſie dieſe 
Entſcheidung, wie ſie auch falle, mit der Ueberzeugung entgegennehmen werde, 
der König habe hier, wie immer, nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen nur das 
wahre Wohl des Vaterlandes im Auge gehabt. (Bravo!) 

Nun muß ich noch mit ein paar Worten auf unſere Stellung, auf die 
Stellung der Räthe der Krone zurückkommen. Es iſt hier geäußert worden, 
die Verſammlung beabſichtige, von dem ſchlechtberathenen an den beſſer be⸗ 
rathenen König zu appelliren; es iſt uns vorgeworfen worden, daß wir nicht, 
wie unſere berühmten Vorgänger Stein und Hardenberg, bei dem Rathe, 
den wir dem Könige bei der vorliegenden Veranlaſſung gegeben, konſervativ 
geweſen ſeien, es iſt uns endlich vorgeworfen, daß wir ſchläfrig ſeien und des⸗ 
halb häufiger Verſammlungen der Centralſtände bedürften, um aufgeweckt zu 
werden. Es kann nicht meine Aufgabe ſein, uns wegen dieſer Vorwürfe zu 
vertheidigen. Wir unterwerfen uns dieſerhalb gern Ihrem Urtheil, dem Ur— 
theile der Nation und dem Urtheile unſeres Königs; aber auf Zweierlei mas 
chen wir Anſpruch; einmal auf den Glauben, daß wir, ſo weit der König in 
dieſer Angelegenheit unſeren Rath erfordert hat, ihn nach unſerer beſten Ueber⸗ 
zeugung ohne Furcht und Rückhalt mit voller Offenheit gegeben haben. Und 
zweitens machen wir auf den Glauben Anſpruch, daß wir nicht an unſern 
Plätzen kleben, daß, wenn der König beſſeren Rath zu finden weiß, wir den 
beſſeren Räthen mit Freudigkeit unſere Stellen einräumen, ſie auch dann gern 
einräumen werden, wenn nach dem Rathe, den ein geehrtes Mitglied, wenn 
ich nicht irre, der Abg. v Dülken, hier gegeben hat, der König Sich bewo⸗ 
gen finden ſollte, dieſe Räthe nicht aus der gefürchteten Büreaukratie, ſondern 
aus den beredten Rednern dieſer Verſammlung zu nehmen. (Lebhaftes und 
dauerndes Bravorufen.) 

Abg. Bockum⸗Dolffs: Indem ich zunächſt das von der Miniſterbank 
aus dem Munde des Herrn Miniſters für die Geſetzgebung uns gewordene 
Anerkenntniß, daß wir Reichsſtände im Sinne des Geſetzes von 1820 find, 
im Namen der hohen Verſammlung beſtens acceptire, vermag ich doch den 
Deductionen, die aus dem Buchſtaben dieſes Geſetzes entnommen ſind und 
dahin führen ſollen, einen Unterſchied zwiſchen erwartetem und beſtehendem 
Rechte der Stände zu machen, nicht zu folgen. In der Erklärung der 138 
find die beſtehenden Rechte der Stände und des durch dieſelben ver- 
tretenen preußiſchen Volkes vollſtändig auseinandergeſetzt. Ich erachte deshalb 
alle Petitionen, welche ſich auf dieſe Rechte beziehen, für überflüſſig, und das 
um ſo mehr, als dieſer Erklärung eine Macht von höchſter Wichtigkeit zum 
Grunde liegt. Dieſe Macht ſcheint mir hier noch nicht genugſam ponderirt 
worden zu fein, es iſt der öffentliche Kredit, In den Zeiten der Ruhe 
weniger ſich zu erkennen gebend, in den Zeiten drohender Gefahr aber von 
der höchſten Wichtigkeit. Dieſer Umſtand veranlaßt mich, Sie, meine Her— 
ren, und inſonders die Unterzeichner der Erklärung der 138, aufzufordern, 
nun den Regeln der Staatsklugheit zu folgen und, von einer ſtarren Kon⸗ 
ſequenz ablaſſend, diejenigen Mittel zu ergreifen, welche die Macht der Krone 
und die Macht der Stände zur Eintracht zu vereinigen vermögen, wie ſie 
der Redner der Ritterſchaft von Preußen mit ſo ſiegreichen und eindringlichen 
Worten vorhin erſt uns an das Herz gelegt hat. Die unbezwingliche und 
gefährliche Macht des öffentlichen Kredits veranlaßt uns aber, jetzt, in den 
Tagen der tiefſten Ruge, die geeigneten Bitten vorzutragen und überhaupt 
einen Weg zu ſuchen, der zur erwünſchten Vereinigung zwiſchen Krone und 
Land führen kann, damit jedoch nicht zu warten bis nach 4 Jahren, oder 
gar bis zur Zeit einer drohenden Gefahr, weil dann nicht der paſſende Zeit- 
punkt dazu ſein würde. Ueberdies muß ich noch darauf aufmerkſam machen, 
daß wir nicht von einer Fraction, von einem Bruchtheile unſerer Verſamm⸗ 
lung, ſondern nur von dem ganzen Vereinigten Landtag erwarten können, 
daß derſelbe die Obliegenheit der Reichsſtände wahrzunehmen und in gehöri⸗ 
ger Eintracht mit der Krone zu gehen vermöge. Aus dieſen Gründen ſchließe 
ich mich dem von einem geehrten Mitgliede von der Ritterſchaſt von Pom⸗ 


* 


mern gewählten und unlängſt hier vorgetragenen Auskunftsmittel an und glaube 
die Bitte an die hohe Verſammlung wagen zu dürfen, daß fie ſich mit mög⸗ 
vor zahlreicher Hinneigung dem Abänderungs-Vorſchlage gleichfalls anſchlie⸗ 
en moge. ; » 

Marſchall: Ich ſtelle anheim, ob die Verſammlung den Schluß der 
Debatte wünſcht? Ich bitte diejenigen, welche dieſen Wuuch a — 
ſtehen. (Es erhebt ſich eine große Majorität.) Wir kommen nunmehr zur 
Frageſtellung. Da haben wir zuerſt das am weiteſten gehende Amendement 
des Herrn Abg. Grafen v. Schwerin, dem ſich der Herr Abg. v. Vincke an⸗ 
geſchloſſen hat, 1 es im Weſentlichen mit demjenigen, was er geftellt hatte, 
übereinſtimmt. Es unterſcheidet ſich von dem anderen Amendement haupt 
ſächlich dadurch, daß es die Bitte eines Anerkenntntſſes des Rechts-Anſpruches 


auf eine alljährliche periodiſche Wiederkehr ausſpricht. 


Abg. Graf v. Schwerin: Mein Amendement lautet dahin: In Aner⸗ 
kennung des aus der früheren Geſetzgebung fliegenden Rechts⸗Anſpruches die 
jährliche Einberufung auszuſprechen. Ich glaube, es iſt dieſes etwas Ande⸗ 
tes, als was der Herr Marſchall eben ſagte, und ich bitte daher um Ent⸗ 
ſchuldigung wegen meiner Unterbrechung. 5 

Marſchall: Ich habe es nicht anders ausdrücken wollen. Ueber das 
Amendement, welches der Herr Abg. v. Vincke in der vorgeſtrigen Sitzung 
geſtellt hat, und mit welchem dieſes weſentlich übereinftimmt, war ich zweifel? 
haft, ob es mir, nach dem Allerhöchſten Erlaß auf die Adreſſe und der Er⸗ 
klärung, welche der Herr Landtags-Kommiſſar vorgeſtern, abgab, erlaubt fein 
würde, daſſelbe zur Berathung und Beſchlußnahme zu ſtellen. Durch eine 
ſpätere Erläuterung des Herrn Kommiſſarius bin ich beruhigt, und ich freue 
mich darüber, nicht etwa, weil ich ihm beizutreten die Abſicht hätte, denn 
in meiner Eigenſchaft als Abg. werde ich dagegen ſtimmen, ich freue mich 
auch nicht blos deshalb, weil ich der Unannehmlichkeit überhoben werde, einem 
von mir hochgeachteten Theile der Verſammlung zum zweiten Male hemmend 


‚entgegenzutreten. Ich würde dies nicht geſcheut haben, wenn es in meiner 


Pflicht gelegen hätte, ich freue mich auch ungetheilt darüber, weil ich Freiheit 
der Berathungen und Beſchlußnahmen als ein nothwendiges Element für das 
Gedeihen, das Emporwachſen und Blühen unſerer ſtändiſchen Inſtitutionen 
anſehe. (Bravo!) Ich würde es bedauert haben, wenn durch irgend einen 
Befehl eine Beſchlußnahme unterſagt worden wäre. Denn ſelbſt wenn die 
Allergefährlichſte Meinung irgendwo auftauchen ſollte, müßte ſie durch gute 
Gründe bekämpft und durch die Liebe zu König und Vaterland, welche die 
fünfhundert patriotiſchen Herzen dieſer Verſammlung durchglüht, niederge⸗ 
drückt werden. (Bravo!) Nun zur Sache. Das Amendement wird zuerſt 
zur Abſtimmung kommen. Sollte daſſelbe nicht die nothwendige Majorität 
erhalten, ſo werde ich zu den anderen Vorſchlägen, die theils in den Amen⸗ 
dements, theils in dem Gutachten enthalten ſind, übergehen. 

Der nächſte Vorſchlag iſt der, Se. Majeſtät zu bitten, den Landtag 
alle zwei Jahre zu verſammeln. Dieſe Frage könnte ich, ohne der Gründe 
zu erwähnen, zuerſt zur Abſtimmung bringen. Nach ihrer Bejahung würde 
es ſich fragen: ob die Gründe des Rechts neben den Gründen der Nützlich⸗ 
keit und Nothwendigkeit aufgeſtellt werden ſollen. Es hat nämlich ein Theil 
der Verſammlung ſich dagegen erklärt, daß überhaupt eine Rechtsbegründung 
ſtattfinden ſolle; denen muß die Freiheit gegeben werden, dagen zu ſtimmen. 
Sollte der Antrag verworfen werden, ſo würde das Amendement kommen, 
welches gar keinen auf eine beſtimmte Friſt geſtellten Antrag haben will. 

Abg. Sperling: Ich glaube den Herrn Landtagsmarſchall dahin rich⸗ 
tig verſtanden zu haben, das zuvörderſt das Amendement des Abgeordneten 
aus Weſtfalen zur Abſtimmung kommen ſoll. Daſſelbe iſt jedenfalls durch 
den etwaigen Widerruf des Herrn Antragſtelles nicht rückgäugig gemacht, 
vielmehr dadurch, daß es diskutirt worden, — Eigenthum der Verſammlung 
geworden, und es eignet ſich, nach meiner Meinung, zur vorzugsweiſen Ab⸗ 
ſtimmung, weil der darin enthaltene Antrag am weiteſten geht. 

Marſchall: Gut, wenn Sie darauf antragen und 24 Mitglieder den 
Antrag unterſtützen, werde ich dieſes Amendement zur Abſtimmung bringen. 
Soll alſo zur Abſtimmung mit Namens⸗Aufruf vorgeſchritten werden? (Ja!) 


Das Amendement des geehrten Abg. aus Weſtphalen lautet folgendermaßen: 


„Se. Majeſtät den König allerunterthänigſt zu bitten, das beſtehende Recht 
des Vereinigten Landtages, auf Grund des Art. XIII. des Geſetzes vom 17. 
Januar 1820 alljährlich behufs Abnahme der Rechnung der Haupt⸗Verwal⸗ 
tung der Staatsſchulden einberufen zu werden, Allergnädigſt anerkennen; falls 
jedoch einer fo häufigen Einberufung erhebliche Bedenken entgenſtehen möchten, 
dem Vereinigten Landtage eine darauf bezügliche Propoſition huldreichſt 
vorlegen laſſen zu wollen.“ und ich frage alſo, ob daſſelbe von der Verſamm⸗ 
lung angenommen werden ſoll. (Die Abſtimmung erfolgt.) 

Marſchall: Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: für das 
Amendement haben geſtimmt 260, gegen daſſelbe 247. Wir kommen nun 
zu dem Amendement des 194757 Grafen von Schwerin. Der Herr Abgeord⸗ 
nete wird das Amendemenk ſelbſt vortragen. x 

Abg. Graf von Schwerin: Mein Amendement lautet folgendermaßen: 
„Der Landtag möge beſchließen, an Se. Majeſtät den König die allerunter⸗ 
thänigfte Bitte zu ſtellen, Allerhöchſtdieſelben wollen in Anerkennung des in 
der früheren Geſetzgebung begründeten Rechts-Anſpruchs, ſo wie aus Grün⸗ 
den der Nützlichkeit, die regelmäßige jährliche Einberufung des Vereinigten 
Landtags huldreichſt ausſprechen; inſofern aber die periodiſche in fo kurzen 
Friſten nicht für angemeſſen befunden werden ſollte, vermittelſt einer dem 
Vereinigten Landtage vorzulegenden Allerhöchſten Propofition auf legislatori⸗ 
ſchem Wege einen entſprechenden Turnus Allergnädigſt feſtſtellen zu laſſen 

eruhen.“ 

l Marſ chall: Inſofern das Verlangen des namentlichen Aufrufs hier 

nicht wiederholt wird, werde ich durch Aufſtehen und Sitzenbleiben abſtimmen 
laſſen. (Mehrere Mitglieder verlangen namentliche Abſtimmung.) Es iſt 
wiederum auf namentlichen Aufruf angetragen, ich bitte diejenigen, welche dem 

Antrage beiſtimmen, aufzuſtehen. (Es erhebt ſich die nöthige Zahl.) Es if 
genügend unterſtützt. ; j ö 

Mehrere Mitglieder: Die Frage iſt noch nicht geſtellt. 

Marſchall: Es iſt bemerkt worden, daß die Frage nicht ausdrücklich 
geſtellt ſei; ich erkläre daher, daß diejenigen, welche dem Amendement beitre⸗ 
ten wollen, mit Ja zu ſtimmen haben werden. (Es erfolgt die Abſtimmung 
durch Namensaufruf.) (Schluß folgt.) 


